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Richard Löwenthal
Die nachrevolutionäre Ära in der Sowjetunion

und in China

Die großen kommunistischen Bewegungen
unseres Jahrhunderts haben sich, soweit sie
aus eigenen Kräften und nicht durch die äu-
ßere Einwirkung schon bestehender kommu-
nistischer Staaten zur Macht gekommen sind,
lange durch eine Tendenz ausgezeichnet, die
in der Geschichte der politischen Umwälzun-
gen neu ist, nämlich die Tendenz, den Prozeß
der Revolution zu institutionalisieren, die Le-
gitimation der einmal gewonnenen Macht
nicht in der Stabilisierung der gesellschaftli-
chen Verhältnisse auf der neu geschaffenen
Grundlage, sondern in immer neuen gewalt-
samen Veränderungen ihrer Struktur zu su-
chen. Das Wirksamwerden dieser Tendenz
beruhte einerseits auf dem diesen Bewegun-
gen zugrunde liegenden, im strikten Sinne
des Wortes „utopischen", das heißt für Men-
schen auf dieser Erde unerreichbaren Ziel ei-
ner konfliktfreien Gesellschaft — auf dem
Charakter der kommunistischen Ideologie als
einer Diesseitsreligion, deren Anhänger sich
dem unerreichten Ziel durch immer radika-
lere Gewaltmaßnahmen zu nähern suchen
(wie das im Ansatz schon beim Versuch der
Verwirklichung der rousseauistischen Utopie
in der großen französischen Revolution zu er-
kennen war). Es beruhte andererseits auf der
historisch neuen Machtstruktur des moder-
nen Einparteistaates, dessen „totalitäres“ Mo-
nopol der politischen Entscheidungen, der ge-
sellschaftlichen Organisation und der Infor-
mation bei gleichzeitiger Freiheit von allen
rechtlichen Beschränkungen der Staatsgewalt
(was die jederzeitige Möglichkeit staatlich
ausgeübten Terrors einschließt) die Fortdauer
solcher Regime trotz aller von ihnen verur-
sachten Leiden und Enttäuschungen bisher
ermöglicht hat, so daß an Stelle des aus der
französischen und vorher der englischen Re-
volution bekannten Zyklus von Radikalisie-
rung, Gegenrevolution und späterer Normali-
sierung eben die Tendenz zur jahrzehntelan-
gen Institutionalisierung der Revolution
trat1).

1) Ich

I.
In diesem Sinne konnte es jahrzehntelang er-
scheinen, als sei insbesondere den führenden
kommunistischen Großmächten, der Sowjet-
union und der chinesischen Volksrepublik,
die Erfindung des revolutionären Perpetuum
mobile gelungen. Doch dies ist trotz der be-
merkenswerten Lebensdauer beider Regime
in der Tat nicht der Fall: Die Regime haben
sich behauptet, doch der revolutionäre Impuls
ist schließlich in beiden erloschen2) — nur
eben, im Unterschied zu den „bürgerlichen"
oder „demokratischen" Revolutionen der Ver-
gangenheit, ohne gegenrevolutionären Um-
sturz. Der entscheidende Grund dafür liegt
m. E. darin, daß die großen originären kom-
munistischen Bewegungen, die ja nur in sei-
nerzeit unterentwickelten Ländern siegreich
gewesen sind, von vornherein stets zwei ein-
ander teilweise widersprechende Triebkräfte
hatten: Neben dem ideologischen Motiv der
Herbeiführung der klassenlosen, konflikt-
freien Gesellschaft stand notwendig das pri-
mär ökonomische, aber auch außenpolitisch
wesentliche Motiv der nationalen Moderni-
sierung. In manchen Fragen wirken beide
Triebkräfte in der gleichen Richtung — etwa
wenn es sich um die Beseitigung eines vormo-
dernen und parasitären Großgrundbesitzes
handelt, die zugleich der sozialen Gerechtig-
keit und der wirtschaftlichen Modernisierung
eines Landes dienen kann. Aber in vielen an-
deren Fragen, wie der Zweckmäßigkeit einer
„Kollektivierung" bäuerlicher Betriebe oder
der weitergehenden Schaffung von „Volks-
kommunen“, der Auswahl für verantwortliche
Positionen in Politik und Wirtschaft nach so-
zialer Herkunft und Gesinnung oder nach Fä-
higkeit und Leistung, der Erziehung zur Ar-
beit durch Zwang und Propaganda bei
gleicher Entlohnung oder durch differen-
zierte materielle Anreize, tendieren ideolo-



gisch-egalitäre Motive und Modernisierungs-
motive häufig zu entgegengesetzten Schlüs-
sen; und sie haben in der Sowjetunion wie in
China wieder und wieder zu Konflikten in-
nerhalb der herrschenden kommunistischen
Parteiführungen geführt3). Im einzelnen ha-
ben sich diese Konflikte in beiden Ländern
ganz verschieden entwickelt; im Ergebnis
können wir heute sagen, daß das Modernisie-
rungsmotiv zuerst in der Sowjetunion und
später auch in China endgültig die Oberhand
gewonnen hat — so daß beide seither in ihre
nachrevolutionäre Ära eingetreten sind4).
Wie schon gesagt, hat sich dieser Prozeß in
beiden Ländern ohne einen „gegenrevolutio-
nären" Umsturz, in Kontinuität der kommuni-
stischen Parteiherrschaft vollzogen. Doch
seine Etappen sind in beiden Fällen durch
wiederkehrende innere Konflikte in den Par-
teiführungen gekennzeichnet gewesen; und
diese Konflikte haben in beiden Fällen zu be-

ll.

Nach dieser einleitenden Skizzierung des Ge-
samtprozesses der Entwicklung kommunisti-
scher Staaten von der „institutionalisierten
Revolution" zur „nachrevolutionären Ära" und
der Rolle von Entstehen und Vergehen von
Phasen des persönlichen Despotismus oder
einer Annäherung daran in diesem Prozeß
soll im folgenden ein Überblick über die
Hauptphasen beider Prozesse in der Sowjet-
union und in China gegeben werden5).
Wie schon erwähnt, war die Enteignung des
Großgrundbesitzes zugunsten der Bauern am
Beginn der Revolution in beiden Ländern so-
wohl eine egalitäre wie eine potentiell ent-
wicklungsfördernde Maßnahme. Dagegen
wußten sowohl Lenin wie Mao Zedong, daß
eine ebenso schnelle Enteignung der Indu- 

deutenden, wenn auch verschieden langen
Phasen der teilweisen Lähmung der Institu-
tionen der Parteiherrschaft und zur Errich.
tung eines persönlichen Despotismus — oder
doch eines Versuchs dazu — geführt, der sich
über diese Institutionen erhob. Besonders be-
merkenswert ist dabei die Tatsache, daß nach
dem Tode des Despoten Stalin und des Nahe-
zu-Despoten Mao Zedong die Institutionen
der Parteiherrschaft in beiden Ländern wie-
derhergestellt worden sind. Doch das Behar-
rungsvermögen der Institution erwies sich als
größer als das Beharrungsvermögen der Ideo-
logie, die ursprünglich diese Institution inspi-
riert hatte: In der Tat hat sich die endgültige
Abkehr des kommunistischen Regimes vom
Prozeß der institutionalisierten Revolution in
Rußland wie in China nach dem Tode des
Despoten oder Nahezu-Despoten im Rahmen
der wiederhergestellten Parteiherrschaft voll-
zogen.

striellen, die oft als Manager nicht kurzfristig
zu ersetzen waren, entwicklungshemmend
wirken mußte. Lenin versuchte daher anfangs,
sich mit einer „Arbeiterkontrolle" der indu-
striellen Produktion ohne Enteignung zu be-
gnügen — doch die Konflikte des russischen
Bürgerkrieges erzwangen eine solche inner-
halb kurzer Frist. Mao versprach anfänglich
den Unternehmern, die nicht direkt mit dem
gestürzten Guomindang-Regime verquickt
waren, ausdrücklich die Schonung ihres Ei-
gentums; doch unter dem Druck der Kosten
des Koreakrieges führte er schnell zuerst
hohe Zwangsabgaben, dann Staatsbeteiligung
an den Fabriken und dann Verstaatlichung
mit dem Angebot an die Unternehmer ein, als
Manager zu verbleiben.
Die Idee der Kollektivierung des Bauernlan-
des war von Lenin in seinem letzten Lebens-
jahr, als die Bauern unter der „Neuen Ökono-
mischen Politik“ ihre Produkte frei verkaufen
konnten, als langfristige Perspektive für einen
freiwilligen Zusammenschluß zu einer Zeit
konzipiert worden, da die staatliche Industrie
im Stande sein würde, den Kollektiven mo-
derne Maschinerie zur Verfügung zu stellen.
Doch in den Jahren nach Lenins Tod veran-
laßte die Entstehung einer neuen Oberschicht
erfolgreicher Bauern und deren wachsender
Einfluß in den Dörfern zuerst die „linke Oppo-
sition" in der KPdSU, härteren Druck auf die
bäuerliche Oberschicht zu fördern; und Ende
1927 begann Stalin selbst, diesen „Kulaken
die Schuld für die wachsenden Schwierigkei-
ten der Getreideablieferung zu staatlich fest



gesetzten Preisen zuzuschieben und 1928/29
eine brutale Wendung zur „Entkulakisierung"
und Zwangskollektivierung durchzusetzen,
die er später selbst als eine „zweite Revolu-
tion, doch diesmal von oben“, bezeichnete. Die
Folge waren die Deportation von Millionen
von Bauern in Arbeitslager, eine Hungersnot
im Jahre 1932 und eine jahrzehntelang nach-
wirkende Verringerung des sowjetischen
Viehbestandes.

In China versuchte Mao Zedong in Kenntnis
dieser Vorgänge zunächst, die Kollektivie-
rung des Bauernlandes langsam, auf drei
Fünfjahrespläne verteilt, vorzunehmen, doch
auch er reagierte auf zeitweilige Mangeler-
scheinungen 1954 mit der Durchführung na-
hezu des ganzen Prozesses im Laufe von zwei
Jahren! Dennoch scheint der Prozeß dieser
.zweiten Revolution“ in China weniger brutal
als in der Sowjetunion gewesen zu sein; er
hatte auch weniger katastrophale Folgen.
Doch eine 1956 beschlossene, überfällige Er-
höhung der Löhne der Industriearbeiter
führte 1957/1958 zu einem raschen Ansteigen
der Landflucht in die Städte, wo die Industrie
die Neulinge aus Kapitalmangel nicht absor-
bieren konnte. Mao reagierte 1958 mit einer
.dritten Revolution": Die Kollektive ganzer
Landkreise wurden unter extrem egalitären
Bedingungen zu „Volkskommunen" zusam-
mengefaßt, in denen ihre Mitglieder neben
der Landarbeit lokale Industrien einschließ-
lich primitiver Hochöfen aufbauen und über-
dies Bewässerungsarbeiten durchführen, mili-
tärisch ausgebildet und politisch geschult
werden sollten; zugleich erhielten sie über-
wiegend gleiche Naturallöhne, und die Ein-
spannung auch der Bauernfrauen in den gan-
zen .revolutionären“ Prozeß ließ kaum mehr
Raum für das Familienleben. Die wirtschaftli-
chen Ergebnisse waren so verheerend, daß er-
ste Korrekturen schon nach einem Jahr ange-
ordnet wurden, doch die Folgen blieben
ernst.

Im Bemühen um forcierte Industrialisierung
haben Stalin und Mao zum Teil sehr verschie-
dene Methoden angewandt, obwohl die allge-
meine Industrieplanung Chinas sich noch in
dem 1952 begonnenen ersten Fünfjahresplan
weitgehend am sowjetischen Vorbild orien-
tierte. Die Unterschiede zeigten sich jedoch
bald nach Stalins Tod vor allem in der ein-
Schätzung des relativen Gewichts der aus
hem revolutionären Kampf hervorgegange-
nen politischen und der nach der Machter-
greifung ausgebildeten technisch-ökonomi-
schen Eliten und in der Bewertung differen-
-ierter materieller Anreize zur Arbeitslei-
stung.

Stalin hatte nach einem wenig erfolgreichen
Versuch forcierter technischer Ausbildung
von gesinnungsfesten Arbeitersöhnen mit ge-
ringer Schulbildung am Beginn seines ersten
Fünfjahresplans schon nach zwei Jahren be-
gonnen, die Anforderungen an die Vorbil-
dung zu erhöhen und die Barrieren gegen
„bürgerliche" Herkunft zu senken. In dem
Maße, wie sich ein Konflikt zwischen vor-
revolutionären politischen und nachrevolu-
tionären technischen Eliten ankündigte, be-
günstigte er mehr und mehr die letzteren und
benutzte seine Blutsäuberung von 1936 bis
1938 unter anderem zur Liquidierung vieler
anfänglichen „roten Direktoren" und zur Be-
förderung der neuen Generation, deren
Loyalität mehr auf begründeter Furcht als auf
ideologischer Überzeugung beruhte.
Schon aus dem Jahre 1931 stammt Stalins
grundlegende Stellungnahme gegen die
„Gleichmacherei“ in der Lohnpolitik, die in
der Folgezeit jahrelang zu einer extremen
Niedrighaltung der Einkommen der unge-
lernten Arbeiter führte, die erst nach Stalins
Tod — gleichzeitig mit dem Rückgang der
Massenbedeutung der Zwangsarbeit in den
Lagern — gemildert wurde.
Mao Zedong ist dagegen seit dem „Großen
Sprung vorwärts" von 1958, der parallel mit
der Schaffung der Volkskommunen auf dem
Lande das Wachstum der industriellen Pro-
duktion beschleunigen sollte, für die Unter-
stellung der Betriebsleiter unter die lokalen
und regionalen Parteifunktionäre in allen
wichtigen Entscheidungen eingetreten. Seine
Formulierung, daß Betriebsleiter und Inge-
nieure „sowohl rot wie sachkundig" seih müß-
ten, wirkte sich eindeutig zugunsten der Ideo-
logie und auf Kosten der Sachkunde aus. In
dieselbe Richtung wirkte seine Aufforderung
der frühen sechziger Jahre, alle sollten von
der Armee lernen — eine Armee, die starke
Guerrilla-Traditionen und wenig moderne
Waffen hatte. Vor allem aber wurde Mao seit
dem Beginn seiner außenpolitischen Differen-
zen mit Chruschtschow zunehmend über-
zeugt, daß die ideologische Entartung der So-
wjetunion wesentlich auf dem „kapitalisti-
schen Geist“ ihrer materiellen Anreizpolitik
— auf der Akzeptierung des homo oeconomi-
cus — beruhe, und daß die revolutionäre Zu-
kunft Chinas nur durch die Änderung des Be-
wußtseins der Massen im Sinne eines Primats
ideologischer Anreize zu sichern sei: Hier
liegt die tiefste Wurzel seiner letzten Revolu-
tion — der „Großen Proletarischen Kulturre-
volution“.
Unter westlichen Kennern der sowjetischen
Entwicklung wird häufig die Ansicht vertre-



ten, daß das Absterben der institutionalisier-
ten Revolution in der Sowjetunion bereits un-
ter Stalin vollendet worden sei: Zur Begrün-
dung wird auf seine Liquidierung des Groß-
teils der revolutionären Elite in der Blutsäu-
berung von 1936 bis 1938 und auf die Konzes-
sionen hingewiesen, die Stalin im Zweiten
Weltkrieg an die ideologischen Traditionen
des großrussischen Nationalismus und der or-
thodoxen Religion, aber auch an die ökonomi-
schen Bedürfnisse der Bauernschaft machte.
Doch der Elitenwechsel, der selbst eine Form
der „Revolution von oben" war, hat nicht ver-
hindert, daß die ideologischen Zügel bald
nach Kriegsende in der Shdanow-Ära wieder
straff angezogen und den Kollektivbauern, die
sich im Kriege in aller Stille Geräte und Vieh
aus dem gemeinsamen Besitz privat angeeig-
net hatten, diese „Erwerbungen“ prompt wie-
der weggenommen wurden. Von 1950 an
folgte dann die — von Chruschtschow als
neuem Agrarspezialisten des Politbüros
durchgeführte — Zusammenlegung der Kol-
chosen in größere Einheiten, die ihre Zahl bis
Ende 1952 auf ein Drittel reduzierte und da-
mit zwar nicht, wie Chruschtschow gehofft
hatte, ihre Leistungsfähigkeit erhöhte, wohl
aber die Parteikontrolle über ihre Leitung we-
sentlich festigte. Anfang 1951 kündigte Chru-
schtschow dann eine weitere grundsätzliche
Umwälzung an — eine Umsiedlung der in den
neuen Großkolchosen zusammengefaßten
Bauern in neue zentrale „Agrostädte", die ih-
nen ein reicheres Kulturleben um den Preis
des Verlusts ihrer bisherigen privaten Boden-
stücke gegen wesentlich reduzierten Ersatz
bringen sollte. Doch dieses neue revolutio-
näre Projekt ist erstmals an breitem Wider-
stand innerhalb der Parteiführung geschei-
tert, die sowohl die Beschaffbarkeit der not-
wendigen Baumaterialien bezweifelte, als
auch die Folgen für Loyalität und Produktivi-
tät der Bauern fürchtete. Dieser Widerstand
und die Tatsache, daß Stalin in diesem Fall
Chruschtschows Projekt ohne Versuch der
Durchführung fallen ließ, zeigen in der Tat,
daß Anfang der fünfziger Jahre der Endkampf
um den Vorrang der ökonomischen Notwen-
digkeiten über die Fortsetzung der institutio-
nalisierten Revolution in der Sowjetunion be-
gonnen hatte. Aber Stalin hatte die Hoffnung
auf weitere gewaltsame Schritte zur Verwirk-
lichung der Utopie noch nicht aufgegeben.
Das wurde deutlich, als Stalin in seiner am
Vorabend des 19. Parteitags der KPdSU veröf-
fentlichten letzten Schrift — „Ökonomische
Probleme des Sozialismus in der UdSSR" —
das Projekt einer viel radikaleren revolutio-
nären Umwälzung veröffentlichte: Die Gefahr
eines Wiederauftretens kapitalistischer Ten-

denzen, so erklärte er, würde so lange beste,
hen, wie die Kolchosen als Eigentümer ihre
Produkte in Marktbeziehungen mit dem Staat
und dem industriellen Sektor verbunden sei.
en. Nur die Ersetzung dieser Marktbeziehu
gen durch organisierten Austausch ländlicher
und städtischer Produkte im Rahmen eines
staatlichen Verteilungsapparats könne die
Voraussetzungen einer Weiterentwicklun
der „sozialistischen" Sowjetgesellschaft zu der
angestrebten „höheren Stufe des Kommunis
mus“ schaffen. Wie die einzelnen Briefe und
Aufsätze in diesem letzten theoretische!
Werk Stalins erkennen lassen, war die Ver-
wirklichung dieser Utopie ihm im Laufe des
Jahres 1952 von Monat zu Monat immer drin,
gender erschienen. Doch sie wurde auf den
19. Parteitag nicht systematisch diskutiert, ge,
schweige denn zum Beschluß erhoben. Es
mag mit dem stillen Widerstand wesentlicher
Teile der bis dahin stalintreuen Parteiführung
gegen diese Wahnidee zusammengehangen
haben, daß auf diesem Parteitag das bisherige
Politbüro durch ein wesentlich zahlreicheres
Parteipräsidium mit vielen neuen Mitgliedern
ersetzt wurde — und daß Stalin in den letzten
Monaten seines Lebens nach der späteren
Aussage Chruschtschows eine neue Blutsäu-
berung unter seinen bisher engsten Mitarbei-
tern vorbereitete. Als er im März 1953 starb,
war kein Versuch zur Verwirklichung seines
letzten revolutionären Projektes gemacht
worden — und seine Nachfolger haben es
nicht wieder aufgenommen.
Tatsächlich wandten sich diese Nachfolger in
den ersten Jahren ihrer Kämpfe um die Füh-
rung eher realistischen Verbesserungen der
Lebensbedingungen der Arbeiter und Bauern
als neuen utopischen Abenteuern zu. Doch
Chruschtschow, der bei diesen Verbesserun-
gen eine wichtige Rolle gespielt hatte, kam
nach seiner 1957 erfolgten eindeutigen
Durchsetzung als Parteiführer 1959 noch ein-
mal auf sein altes Projekt der „Agrostädte“ zu-
rück und verband nun die Kampagne für eine
Umsiedlung der Kollektivbauern mit der für
den Verkauf ihrer privaten Viehbestände an
die kollektiven Stallungen. Beides sollte auf
„freiwilliger" Grundlage geschehen; Chru-
schtschow war überzeugt, daß auf dem er-
reichten Stand der Entwicklung des Sowjet-
staates weitere Umwälzungen nicht mehr mit
Methoden des Massenterrors durchgesetzt
werden könnten. Doch es zeigte sich bald, daß
seine Kampagne nur da Anfangserfolge hat-
ten, wo lokal massiver Druck ausgeübt wurde,
so daß entsprechende ökonomische Rück-
schläge ihnen alsbald folgten. Chruschtschow
mußte sein Projekt erneut aufgeben; und als
der Entwurf seines neuen Parteiprogramms



von 1961 veröffentlicht wurde, zeigte sich, daß
weitere Änderungen der Gesellschaftsstruk-
tur nicht mehr als Ziele revolutionärer Aktio-
nen der herrschenden Partei geplant, sondern
nur noch als Nebenprodukte wachsender Pro-
duktivität und steigenden Lebensstandards
erwartet wurden. Damit war das Ende der
Epoche der „institutionalisierten Revolution"
von der herrschenden Partei der Sowjetunion
implizit programmatisch anerkannt; und es

Im China Mao Zedongs ist die Endphase der
institutionalisierten Revolution weit dramati-
scher verlaufen. Sie begann mit der Lancie-
rung des „Großen Sprungs nach vorn“ und der
Vorbereitung der „Volkskommunen“ auf der
zweiten Tagung des 8. Parteitags Anfang 1958,
und führte schnell zu Maos Losung von der
.ununterbrochenen Revolution.“ Die schweren
wirtschaftlichen Rückschläge, zu denen beide
revolutionären Maßnahmen schon in den er-
sten zwei Jahren führten, brachten ernste in-
nerparteiliche Kritik an Mao, der bis dahin
ein überaus populärer und unumstrittener
Parteiführer, aber kein Despot überder Partei
gewesen war, und eine Reihe praktischer Kor-
rekturen, denen er sich anfänglich unterwarf.
Doch je mehr er im Zuge des — ursprünglich
primär außenpolitischen — sowjetisch-chine-
sischen Konflikts zu der Auffassung kam, der
eigentliche Kern des Konflikts sei die Abwen-
dung der sowjetischen Führung unter Chru-
schtschow von ihrer revolutionären Aufgabe
und der „Diktatur des Proletariats", desto
mehr versteifte er sich auf die Fortsetzung
einer utopisch-revolutionären Politik in
China bis zur Verwirklichung des kommuni-
stischen Endziels, die „fünf bis zehn Genera-
tionen oder ein oder mehrere Jahrhunderte“
dauern könne, wie er 1964 in seiner Polemik
gegen „Chruschtschows Pseudo-Kommunis-
mus“ schrieb. Es war der wachsende Wider-
stand eines großen Teils — wahrscheinlich
der Mehrheit — des Zentralkomitees gegen

Bevor im folgenden Charakter und Perspekti-
ven dieser Ära in den beiden führenden kom-
munistischen Mächten abschließend erörtert
werden, sind einige vergleichende Bemerkun-
gen über die Art nötig, in der sich in beiden
Ländern der Konflikt zwischen der am utopi-
schen Ziel ausgerichteten institutionalisier-
ten Revolution und der materiellen Notwen-
digkeit der Modernisierung mit dem Konflikt
zwischen den Institutionen der Parteiherr-
schaft und der Tendenz zum persönlichen
Despotismus verschlungen hat.

entsprach diesem historischen Wendepunkt,
daß das gleiche Programm explizit erklärte,
die Sowjetunion sei nicht mehr eine „Diktatur
des Proletariats", sondern ein „Staat des gan-
zen werktätigen Volkes". Das änderte freilich
nichts am Fortbestehen des diktatorischen
Parteimonopols: Nur die revolutionäre Dyna-
mik, zu deren Verwirklichung es ursprünglich
geschaffen wurde, hatte sich endgültig totge-
laufen.

III.
dieses Konzept der „ununterbrochenen Revo-
lution“, der Mao schließlich in der Krise von
1965/66 veranlaßte, seine persönliche Allein-
herrschaft über die institutioneilen Regeln
der Partei hinweg mit Hilfe der ihm ergebe-
nen Armee und der von ihm mobilisierten
und von der Armee gestützten „Roten Gar-
den" von Oberschülern und Studenten zu er-
richten. Das war der Kern der „Großen prole-
tarischen Kulturrevolution"6).

Doch die resultierende Desorganisation der
bis dahin herrschenden kommunistischen
Partei, die weit über die seinerzeitigen Folgen
der Stalinschen Blutsäuberung hinausging,
verhinderte in China sowohl die Errichtung
eines einigermaßen stabilen Despotismus wie
eine einigermaßen konsequente Politik der
„ununterbrochenen Revolution." Die letzten
Jahre Mao Zedongs bis zu seinem Tode im
Jahre 1976 waren von bitteren, aber niemals
endgültig entschiedenen Konflikten zwischen
den Anhängern dieses Konzepts und den An-
hängern des Vorrangs der Modernisierung
gekennzeichnet. Erst nach Maos Tod im Sep-
tember 1976 begann mit der Verhaftung sei-
ner Witwe Jiang Qing und ihrer führenden
Anhänger die Zurückdrängung der Vertreter
der „ununterbrochenen Revolution"; und erst
1978 erfolgte die eindeutige Entscheidung für
den Primat der Modernisierung als Hauptauf-
gabe des Regimes, mit der die nachrevolutio-
näre Ära in Ghina begann.

IV.
Dieser zweite Konflikt wird grundsätzlich da-
durch ermöglicht, daß die kommunistische
Ideologie, im Unterschied zur Ideologie des
Faschismus oder des Nationalsozialismus,
nicht von vornherein das absolute Entschei-



dungsrecht eines Führers proklamiert ).
r Wohl wird die Partei zentralistisch von oben

nach unten aufgebaut

7

und verlangt von ihren
Mitgliedern strikte Disziplin gegenüber der
Führung; andererseits wird die Führung von
Delegierten der Mitglieder gewählt und ist
diesen „demokratisch" verantwortlich. Das be-
deutet in der Praxis, daß eine kommunisti-
sche Parteiführung sich immer durchsetzen
kann, wenn sie einig ist. Doch für den Fall
ernster Gegensätze in der Führung hat Lenin
zwei entgegengesetzte Regeln hinterlassen:
Vor der Machtergreifung hat er es für die
Pflicht eines Führers erklärt, wenn er über-
zeugt ist, daß er den rechten Weg der Revolu-
tion kennt, die Partei lieber zu spalten, als
sich einer irrenden Mehrheit zu unterwerfen;
nach der Machtergreifung hat er, als unange-
fochtener Führer, jede „fraktionelle" Opposi-
tion gegen Beschlüsse der leitenden Parteior-
gane als Gefahr für das Parteimonopol und
daher als potentiell konterrevolutionär be-
zeichnet. Die Folge ist, daß bei Konflikten in-
nerhalb der Führung, die von beiden Seiten
als für die Sache der Revolution lebenswich-
tig angesehen werden, die Mehrheit sich zur
Erzwingung und die Minderheit zur Verwei-
gerung der Disziplin auf Lenin berufen kön-
nen.
Die Konflikte um den Vorrang der Verwirkli-
chung der Utopie durch immer neue Revolu-
tionen oder den Vorrang der Modernisierung
im Interesse der staatlichen Lebensfähigkeit
waren solche lebenswichtigen Grundsatzkon-
flikte. Sie konnten ohne Gewaltanwendung
.nur überwunden werden, wenn ein Führer
.faktisch mehr oder weniger unangefochtene
Autorität besaß — wenn auch seine Kritiker
dazu neigten, sich ihm zu fügen, weil er vor-
her immer wieder durch die Resultate seiner
Politik gerechtfertigt worden war. Solche
Führer waren Lenin in den Jahren von der
Machtergreifung bis zu seiner lähmenden Er-
krankung und Mao Zedong von der Machter-
greifung bis zur Zeit des Großen Sprungs vor-
wärts. Nach Lenins Tod gab es in der Sowjet-
union und nach dem Großen Sprung in der
chinesischen Volksrepublik keinen derart un-
angefochtenen Führer.
In Rußland haben daher schon unmittelbar
vor Lenins Tod Richtungskämpfe in der

KPdSU angefangen, die zunächst mit den Me-
thoden der „innerparteilichen Demokratie'
ausgetragen wurden. In diesen Kämpfen war
Stalin von vornherein gegenüber seinen Riva-
len im Vorteil, weil er den Parteiapparat kon-
trollierte und dies ausnutzen konnte, um
seine Kritiker als Kritiker „der Partei" darzu-
stellen. Das war leicht bei den „linken" Kriti-
kern, die eine Verschärfung der Politik ge-
genüber den Bauern, also einen Bruch mit Le-
nins „Neuer ökonomischer Politik", forderten.
Es war schwerer gegenüber den „rechten“ Kri-
tikern, die an jener Politik im Gegensatz zu
Stalins neuer Politik der forcierten Industria-
lisierung und Zwangskollektivierung um
1928/29 festhalten wollten. Stalin gelang es
jedoch, auch diese in die Rolle der fraktionel-
len Opposition" zu drängen. Doch all dies
spielte sich noch im Rahmen einer vorwie-
gend innerparteilichen Auseinandersetzung,
ohne Polizeimaßnahmen und Gewaltanwen-
dung — mit Ausnahme der Verfolgung der
bereits geschlagenen Anhänger Trotzkys
nach 1927 — ab.
Die Konflikte verschärften sich, als die
Zwangskollektivierung zu einer schweren
Hungerkrise führte: Jetzt wollte Stalin den
Verfasser einer illegal zirkulierenden Schrift
den Kommunisten Ryutin, der seinen Sturz
forderte, wegen .Aufforderung zum Mord" be-
strafen. Doch das Stalin sonst ergebene Polit-
büro verweigerte seine Zustimmung: Stalin
war noch kein Despot. Doch seine NeigungiM
despotischer Machtausübung gegen seine
Kritiker war nun schon erkennbar, und sie
verstärkte sich, als nach der Überwindung der
Krise, während der Stalins starke Hand den
meisten Kommunisten als unentbehrlich er-
schienen war, auf dem 17. Parteitag im Fe-
bruar 1934 eine Tendenz sichtbar wurde,
seine Vollmachten einzuschränken: Der Par-
teitag änderte seinen Titel von „Generalsekre-
tär" zu „Erster Sekretär“, suchte die „Kollekti-
vität" des Sekretariats durch Zuwahl des po-
pulären Leningrader Parteisekretärs Kirow zu
stärken und verweigerte Stalin anscheinend
in geheimer Neuwahl des Zentralkomitees
292 von 1225 der abgegebenen Stimmen 8).
Offenbar müssen es diese Anzeichen einer
Bedrohung der institutionellen Grundlage
von Stalins Macht gewesen sein, die ihn ver-



anlaßten, aktive Schritte zur Errichtung einer
despotischen Macht zu unternehmen, die den
Parteiinstitutionen übergeordnet sein würde.
Er brachte seine persönlichen Vertrauten in
Schlüsselpositionen der Geheimpolizei, der
Staatsanwaltschaft und des Gerichtswesens.
Nach einem erfolglosen Attentat auf Kirow
hat er zumindest nichts unternommen, um ein
zweites, erfolgreiches Attentat des gleichen
Täters auf das gleiche Opfer zu verhindern;
und er nahm dann die Ermordung Kirows
zum Anlaß für die große Blutsäuberung, die
mit Maßnahmen gegen einstige Oppositio-
nelle mit ihrem Höhepunkt in den berüchtig-
ten Schauprozessen begann und sich bald auf
alte Anhänger Stalins ausdehnte, die Zweifel
an seinen neuen Maßnahmen äußerten: Am
Ende gehört die Mehrzahl sowohl der Dele-
gierten des Parteikongresses von 1934 wie
des dort gewählten Zentralkomitees zu den
Opfern, und mit ihnen die hervorragendsten
Armeeführer und ein großer Teil der indu-
striellen Eliten. Diese Säuberung markierte
den Augenblick, in dem Stalin die ganze
Machtvollkommenheit eines Despoten über-
nahm: Die Partei blieb zwar dem Namen nach
die Trägerin der Legitimität, war aber von
nun an in Wirklichkeit nur eines der Instru-
mente des Woschd — weniger wichtig als die
Geheimpolizei, und im Kriege nicht wichtiger
als die Staatsbürokratie und die Armee.
Zwischen dem 18. Parteitag von 1939, der das
Ende der Massensäuberung verkündete, und
dem 19. Parteitag im Herbst 1952 trat das Zen-
tralkomitee nur selten und das Politbüro
meist in von Stalin nach Gutdünken ausge-
wählten Teilgruppen zusammen; während des
Krieges war das wichtigste Organ, dessen
sich Stalin — der nun auch Oberhaupt der
Regierung war — bediente, kein Parteiorgan,
sondern das „Staatliche Verteidigungskomi-
tee.“ In der Nachkriegszeit fanden kleinere
.Säuberungen“ ihre Opfer vor allem in den
Parteiorganisationen Leningrads und des
Kaukasus sowie unter prominenten jüdischen
Kommunisten. Doch die Partei wurde niemals
aufgelöst; und nach Stalins Tod im März 1953
erwies sich Chruschtschows Kampf um die
Nachfolge als Erster Sekretär zugleich als ein
Kampf um die Wiederherstellung des Primats
der Partei gegenüber den anderen Machtap-
paraten.

Die wichtigsten Etappen dieses Kampfes wa-
ren der Reihe nach erstens der Sturz Berias
und die Unterordnung der Geheimpolizei,
zweitens die Absetzung Malenkows als Re-
gierungschef, drittens die „Entstalinisierung",
die mit der Enthüllung von Stalins Verbre-
chen auf dem 20. Parteitag begann, viertens
die teilweise Dezentralisierung der zentralen
Wirtschaftsbürokratie und der Sieg über die
sogenannte „parteifeindliche Gruppe“, d. h. die
sich dieser Maßnahme widersetzende Mehr-
heit des Politbüros, und fünftens und letztens
die Absetzung von Marschall Shukow als
Oberkommandant der Streitkräfte wegen
allzu großer Unabhängigkeit. Ende 1957 war
Chruschtschow als erster Sekretär des Zen-
tralkomitees der Partei so zum unverkennba-
ren politischen Führer der Sowjetunion ge-
worden — ohne die Rolle eines Despoten an-
zustreben, und in der Tat ohne ihrer zu bedür-
fen. Die Entscheidung zur Beendigung der in-
stitutionalisierten Revolution fiel 1960/61, wie
schon dargestellt, unter seiner Führung.

Chruschtschows Führungsmethoden erwie-
sen sich in der Folgezeit zwar keineswegs als
despotisch, doch als zu sprunghaft und unbe-
rechenbar für eine nachrevolutionäre Periode.
So wurde er 1964 durch Beschluß erst des
Politbüros und dann des Zentralkomitees ge-
stürzt — ohne ernsthaften Widerstand und
ohne eine neue Nachfolgekrise. Er war das
Opfer der Inkonsequenz seiner bahnbrechen-
den Leistung geworden: Chruschtschow hatte
der hohen Parteibürokratie, deren Angehö-
rige unter Stalin nie aufhören konnten, um
ihr Leben zu zittern, Existenzsicherheit gege-
ben und sie damit zur herrschenden Oligar-
chie gemacht — doch er hatte sich geweigert,
ihr die Stabilität ihrer Posten und gesicherten
Einfluß auf die zentralen Entscheidungen zu
sichern! Das wurde besonders deutlich, als er
1962 den Versuch einer Reorganisation des
Parteiapparates an Haupt und Gliedern durch
seine Konzentration auf ökonomische Ver-
antwortung bei gleichzeitiger radikaler Tei-
lung in einen industriellen und einen land-
wirtschaftlichen Sektor auf allen Stufen un-
ternahm: Die Parteibürokraten fühlten sich
zugleich verunsichert und überfordert. Der
Mann, der die Sowjetunion in einer kühnen
Wendung von dem Alptraum der institutiona-
lisierten Revolution befreit und auf die Auf-
gaben stetiger Wirtschaftsentwicklung ge-
lenkt hatte, verstand nicht, daß nach Meinung
der tragenden Kräfte des Systems für diese
Aufgaben nicht nur kein Despot, sondern
überhaupt kein dynamischer Führer mehr nö-
tig war, der über den Apparat hinweg an die
Massen appellierte — wie Chruschtschow das



immer wieder tat So wurde er friedlich in
Pension geschickt und zur Unperson gemacht
— ein Opfer der Oligarchie, die er vom Des-
potismus befreit hatte, aber deren Gesetzmä-

V.
In China hatte Mao Zedong angesichts der
innerparteilichen Kritik seiner Politik des
„Großen Sprungs“ nicht nur die Rolle des
Staatschefs seinerzeit an Liu Shao-qi abgege-
ben, sondern sich als Parteiführer zeitweise
aus den wirtschaftspolitischen Alltagsent-
scheidungen zurückgezogen und sich offiziell
auf die ideologischen Grundfragen, faktisch
aber auch auf seine enge Beziehung zur Ar-
mee konzentriert. Nach der Veröffentlichung
seines 1964er Grundsatzdokuments gegen
Chruschtschow begann er jedoch, den „Kampf
zwischen zwei Linien" mit Hilfe von zwei
ideologischen Kampagnen — der „Sozialisti-
schen Erziehungsbewegung" und der Kam-
pagne „Lernt von der Armee" — in einer Form
wieder aufzunehmen, die den Entscheidungs-
kampf um die Macht unmittelbar vorbereite-
te. Mit Hilfe der Armee unter der Führung
seines alten Anhängers Lin Biao setzte er im
August 1966 in einer Sitzung des Zentralko-
mitees, bei der anscheinend nur eine Minder-
heit von dessen Mitgliedern anwesend war,
das Programm der „Kulturrevolution" durch,
die nicht nur das Erziehungssystem radikal
umwälzte und die Hochschulerziehung zeit-
weise völlig lähmte, sondern Millionen von
Jugendlichen zum Sturm auf die Parteibüros
und viele der Ministerien mobilisierte und
die Parteiorganisationen faktisch lahmlegte,
während die offizielle Jugendorganisation der
Partei und die Gewerkschaften formell aufge-
löst wurden. Die Entfesselung der politisch
ungeschulten Roten Garden führte schnell zu
anarchischen Zuständen, zur willkürlichen
Verhaftung, Demütigung und Mißhandlung
vieler leitender Partei- und Staatsfunktionäre
bis hinauf zum Staatspräsidenten Liu Shao-qi
und zu massenhaften Todesopfern sowohl
dieser Aktipnen wie der sich ausbreitenden
Konflikte unter rivalisierenden „Roten Gar-
den". Mao, der im Unterschied zu Stalin seine
Machtergreifung ursprünglich als Volksbewe-
gung durchführen wollte und die Armee zu-
nächst für Unterstützung und Transport der
„Roten Garden" benutzt hatte, war schon 1968
gezwungen, die gründlich ernüchterten
Streitkräfte zur Wiederherstellung der Ord-
nung einzusetzen, um 1969 mit ihrer Hilfe
den Wiederaufbau der Partei von ober her zu
beginnen.
Der Versuch des Despotismus führte also in
China nicht wie im Falle Stalins zu einer rela-

ßigkeiten er nicht verstand — oder wenn man
will, das erste, unblutige Opfer der nachrevo-
lutionären Ära, der er in der Sowjetunion den
Weg gebahnt hatte ).9

tiv stabilen Alleinherrschaft, sondern zu
wachsender Abhängigkeit Maos von der Ar-
mee, die den Kern der neuen „Revolutionsko-
mitees" und der daraus entwickelten Provinz-
komitees der Partei stellte und deren Oberbe-
fehlshaber, Lin Biao, auf dem 9. Parteitag von
1969 zu Maos Stellvertreter und statutorisch
festgesetztem Nachfolger gewählt wurde.
Doch scheinen die anhaltenden Konflikte in
der Parteiführung und die zunehmende Ent-
scheidungsschwäche des alternden Mao Lin
zu dem Versuch veranlaßt zu haben, seine
Nachfolge vorweg zu nehmen und eine offene
Militärherrschaft zu errichten, in der das Pro-
gramm der „ununterbrochenen Revolution“
nun nicht mehr „maoistisch" und chaotisch
von unten, sondern diszipliniert von oben
durchgeführt werden sollte. Der Versuch
scheiterte jedoch am Widerstand der meisten
Provinzgenerale und der zivilen Parteiführer
aller Richtungen, und Lin Biao verlor 1971
sein Leben.
In den letzten Jahren Maos war es vor allem
Zhou Enlai, der in den früheren Kämpfen
Mao zugleich loyal gestützt und nach Mög-
lichkeit gebremst hatte, der sich um den Wie-
deraufbau der Partei und die Normalisierung
des Regimes bei schrittweiser Wiederherstel-
lung seiner wirtschaftlichen Leistungskraft
bemühte; doch angesichts der zunehmenden
Entscheidungsschwäche Maos ging zugleich
der Machtkampf der konsequenten Anhänger
seiner utopischen Revolutionsideen weiter.
Die vorzeitige Nachfolgekrise, die sich so ent-
wickelte, wurde noch dadurch verschärft, daß
Zhou noch vor Mao starb. Mao blieb bis zu
seinem Tod 1976 abhängig von einer ungewis-
sen und unstabilen Balance zwischen militäri-
schen Führern, überlebenden Anhängern ei-
ner realistischen Modernisierungspolitik um
Zhou und den zweimal verbannten Deng
Xiaoping sowie unbelehrbaren Anhängern
der ununterbrochenen Revolution im Um-
kreis seiner Frau: Er war nicht nur kein Des-
pot geworden, sondern nicht einmal ein effek-
tiver Führer mit einer klar erkennbaren und
entschlossen durchgeführten politischen Li-
nie geblieben.
Obwohl die Funktionsfähigkeit der chinesi-
schen Partei von Mao zeitweise gründlicher



erschüttert worden war als die der sowjeti-
schen seinerzeit von Stalin, erwies sich die
Wiederherstellung ihres Primats nach Maos
Tod als leichter als nach dem Tod Stalins: Der
Despotismus war faktisch erloschen, die Par-
tei hatte sich unter Zhous fürsorglicher Hand
zu erholen begonnen und der politische Ehr-
geiz der Armee war nach ihrer wenig ruhm-
reichen Rolle in den vorhergehenden Jahren
zunächst gebrochen. Dagegen ging der unge-
löste innerparteiliche Konflikt um den Vor-
rang der revolutionären Utopie oder der drin-
genden ökonomischen Modernisierung zu-
nächst weiter. Der erste Schritt zu seiner Lö-
sung war die blitzartige Ausschaltung der
utopischen Extremisten um Jian Qing, die
nun als „Viererbande" bekannt wurden; sie er-
folgte zunächst nicht durch die entschiede-
nen Anhänger der Modernisierung, deren
überlebender Führer Deng Xiaoping zu die-
ser Zeit noch verbannt war, sondern durch
den eher farblosen Hua Guofeng, dem Mao
angeblich auf dem Sterbebett die Führung
übertragen hatte und der sich theoretisch zur
Unfehlbarkeit Maos bekannte, aber in der
Praxis nicht bereit war, die ununterbrochene
Revolution fortzusetzen — und dem die Gar-
nison von Peking und die Leibwache Maos
folgten. Unter seiner Führung begann ein In-
terregnum des Nachbetens der revolutionä-
ren Losungen bei gleichzeitiger Vermeidung
revolutionärer Experimente. Doch schon im
Juli 1977 wurde Deng zum zweiten Mal reha-
bilitiert und begann eine Kampagne für die
Notwendigkeit, „die Wahrheit in den Tatsa-
chen zu suchen", die in gewolltem Gegensatz
zu der Lehre von Maos Unfehlbarkeit stand;
und Ende 1978 erklärte ein Plenum des Zen-
tralkomitees die von Hua festgehaltene Lo-
sung von der Schlüsselrolle des Klassen-
kampfes als in Abwesenheit feindlicher Klas-
sen absurd und die Modernisierung Chinas
als Hauptaufgabe der Partei.

Damit war der Weg zu einer nachrevolutionä-
ren Rolle der Partei offenbar geöffnet; um ihn
zu beschreiten, bedurfte es jedoch noch einer

Die nachrevolutionäre Sowjetunion hat ihre
charakteristische politische Form erst nach
dem Sturz Chruschtschows im Herbst 1964
mit dem Machtantritt des um Breschnew und
Kossygin gruppierten Kollektivs gefunden.
Dieses Kollektiv hat, mit gelegentlichen indi-
viduellen Veränderungen, aber ohne fraktio-
nelle Konflikte, 18 Jahre lang über die stabil-
ste Phase der sowjetischen Geschichte präsi-
diert. Das Politbüro war nicht mehr ein

grundsätzlichen Kritik am Mao Zedong der
Jahre seit dem Großen Sprung und vor allem
der Kulturrevolution. Während Deng nun
zum faktischen Führer der Partei aufstieg,
ohne den formellen Titel anzunehmen — er
begnügte sich mit offiziellen Stellvertreterrol-
len in Partei und Armee und mit der Beförde-
rung jüngerer Anhänger in Schlüsselpositio-
nen —, wurde Hua erst als Regierungschef
und auf dem Parteikongreß von 1981 auch als
Parteivorsitzender abgesetzt. Der gleiche
Kongreß brachte eine grundlegende Resolu-
tion über die Parteigeschichte seit der Grün-
dung der chinesischen Volksrepublik, die bei
voller Anerkennung der Verdienste Maos um
den Weg zur Macht und um die frühen Auf-
baujahre die Politik des Großen Sprungs ent-
schieden kritisierte und die „Kulturrevolu-
tion" als total verfehlt und verhängnisvoll ver-
dammte; dabei wurden die „Viererbande" und
Lin Biao für spezifische Verbrechen und
Grausamkeiten, aber Mao selbst eindeutig für
die falsche Gesamtpolitik verantwortlich ge-
macht. Das ganze Dokument hat ein erheblich
höheres intellektuelles Niveau als alle offi-
ziellen Dokumente der sowjetischen „Entstali-
nisierung".
Der seitherige Verlauf hat bestätigt, daß die
Volksrepublik China seit diesem Kongreß
von 1981 endgültig in ihre nachrevolutionäre
Ära eingetreten ist — 32 Jahre nach dem Sieg
der ursprünglichen Revolution. Wenn wir
Chruschtschows Pateiprogramm von 1961 als
den endgültigen Beginn der nachrevolutionä-
ren Ära in der Sowjetunion ansehen, so hat
der parallele Prozeß dort 44 Jahre gedauert.
Das entspricht dem wesentlichen Unter-
schied, daß die nachrevolutionäre Ära in der
Sowjetunion erst eingesetzt hat, nachdem
diese sich zu einer bedeutenden industriellen
Macht entwickelt hatte, während China, das
seine revolutionäre Geschichte auf einer we-
sentlich niedrigeren Entwicklungsstufe be-
gann, auf die Fortsetzung der institutionali-
sierten Revolution verzichten mußte, bevor es
einen vergleichbaren Stand der industriellen
Entwicklung erreichen konnte.

VI.
Schauplatz bitterer Kämpfe — sei es um revo-
lutionäre Prinzipien, sei es um die Macht. Es
war die Spitze einer autoritär regierenden
Oligarchie von Bürokraten, die sich diszipli-
niert an bindende Entscheidungsprozeduren
hielt und deren „Kabinettsdisziplin" den Ap-
pell an die Öffentlichkeit im Falle von Mei-
nungsverschiedenheiten in der Führung
strikt ausschloß, Weil die Mitglieder des „Ka-
binetts" sich ihrer Pflicht zur kollektiven Soli-



darität bewußt waren, aber keinerlei demo-
kratische Verantwortung gegenüber Außen-
stehenden anerkannten. Sie gewährten auch
den nachgeordneten Schichten der „Nomen-
klatura'1 jene Sicherheit der einmal erreichten
Position und des allmählichen Aufstiegs nach
Anciennität, die Chruschtschow ihnen noch
verweigert hatte — nur in Fällen skandalöser
Verfehlungen oder dramatischen Versagens
wurden einzelne Ausnahmen gemacht. Die
Kehrseite dieser ungewohnten Stabilität war
so eine mit den Jahren wachsende Tendenz
zur Stagnation und zur Überalterung in den
leitenden und mittleren Positionen. Doch für
mehr als ein Jahrzehnt hat dieses Regierungs-
System der nachrevolutionären Sowjetunion
im großen und ganzen gemäß den eigenen
Ansprüchen funktioniert, ohne Massenterror
und ohne Liberalisierung, und ihre Rolle als
Weltmacht ist dabei gewachsen.

Gleichzeitig erwies sich ein Wandel in der
nachrevolutionären Legitimation des Partei-
monopols als unvermeidlich. Die traditionelle
Verheißung einer Gesellschaft ohne soziale
Unterschiede, aber auch die Verheißung der
Überholung des amerikanischen Lebensstan-
dards bis 1970 und der Erreichung der „höhe-
ren Stufe des Kommunismus“ bis 1980, die
Chruschtschow unvorsichtig genug gewesen
war, in sein Parteiprogramm zu schreiben,
mußten fallengelassen werden; und der zu-
grundeliegende Gedanke, ökonomische Lei-
stung zur entscheidenden Legitimation der
Parteiherrschaft zu machen, hatte sich schon
vor Chruschtschows Sturz als bei der Partei-
bürokratie unpopulär erwiesen. Die Lücke
kam der neuen Parteiführung in dem Maße
zum Bewußtsein, wie Erscheinungen ideologi-
scher Dissidenz sich bemerkbar machten —
besonders zur Zeit des Echos des „Prager
Frühlings" von 1968 in der Sowjetunion. Im 
April 1968 enthüllte Breschnew auf einer
Moskauer Funktionärsversammlung die neue
Antwort auf das Problem: Die Sowjetunion sei
von Gegnern ihres sozialistischen Systems
umgeben, die sich auch in Zeiten der militä-
risch friedlichen Koexistenz ständig bemüh-
ten, die verschiedenen sozialen Schichten
und Nationalitäten des Sowjetstaates gegen-
einander auszuspielen; das Monopol der kom-
munistischen Partei sei daher eine unent-
behrliche Klammer, um die sozialistische Ge-
Seilschaft zusammenzuhalten. Die zentrale
Bedeutung dieser ideologischen Legitimation
des Systems der Parteiherrschaft als Siche-
rung gegen die Intrigen äußerer Feinde ist
seither in der Sprachregelung der sowjeti-
schen Oligarchie um so unbestrittener geblie-
ben, je mehr die traditionelle kommunistische

Zukunftsverheißung an ideologischer Glaub-
würdigkeit verlor.

Doch dieser Verschiebung in der ideologi.
sehen Legitimation des nachrevolutionären
Systems entspricht eine Verschiebung in der
relativen Bewertung seiner praktischen Auf-
gaben. Der späte Chruschtschow hatte, beson-
ders nach dem Scheitern des kubanischen
Abenteuers, parallel zur Propaganda der kom-
menden Verbesserung der Lebensbedingun-
gen der Massen sich für reale Planverschie-
bungen in dieser Richtung eingesetzt und die
Forderungen der Militärs nach erhöhten Rü-
stungsausgaben enttäuscht. Seine Nachfolger
zogen aus der karibischen Niederlage sofort
die Folgerung eines massiven Rüstungspro-
gramms, auch wenn sie sich anfänglich zu-
gleich um einen Versuch der Reform des öko-
nomischen Planungssystems bemühten. Doch
der Versuch der Wirtschaftsreform scheiterte,
während das Rüstungsprogramm nach eini-
gen Jahren zum Abschluß des ersten SALT-
Abkommens mit den USA auf der Grundlage
nuklearer Gleichberechtigung führte. Wäh-
rend in den ersten Jahren der auf Verhand-
lungen gegründeten Entspannung die Sowjets
sich im wesentlichen mit den Früchten der
getroffenen Vereinbarungen für ihre Sicher-
heit und ihr internationales Ansehen begnüg-
ten, begannen sie seit Mitte der siebziger
Jahre — im Angesicht einer zeitweisen
Handlungs- und Verhandlungsschwäche der
USA in der Nachwirkung von Vietnam und
Watergate — zugleich mit Rüstungen neuer,
in den Verträgen nicht vorgesehener Art, wie
den SS 20, und mit Vorstößen in der Dritten
Welt.

Diese weltpolitische Offensive der Sowjets er-
folgte im Zeichen der letzten Jahre
Breschnews, die bereits durch eine zuneh-
mende Disproportion zwischen der enttäu-
schenden ökonomischen und der forcierten
militärischen Entwicklung der Sowjetunion
gekennzeichnet waren. Die Folgen der lang-
jährigen administrativen Stagnation machten
sich nicht zuletzt in der wachsenden Rolle der
planwidrigen „Schattenwirtschaft" und der di-
rekten Korruption bemerkbar-, es gab in der
nachrevolutionären Sowjetunion wenig zu be-
wundern, außer der wachsenden militäri-
schen Stärke und dem darauf gegründeten
weltpolitischen Einfluß. Von der alten Lo-
sung, die Amerikaner „einzuholen und zu
überholen", war nur ihre militärische Anwen-
dung übriggeblieben. Doch damit begann die
nachrevolutionäre Sowjetunion eine merk-
würdige Verwandtschaft mit dem vorrevolu-
tionären Rußland der Zaren zu zeigen, in dem
auch die wesentlichen Anstöße zur Neuerung



nicht aus den inneren Antrieben der meist
stagnierenden russischen Gesellschaft, son-
dern aus dem Willen der Zaren gekommen
waren, wirklichen oder vermeintlichen äuße-
ren Bedrohungen durch größere militärische
Leistungsfähigkeit entgegenzutreten.

Inzwischen hat der Tod des 76jährigen
Breschnew im Herbst 1982 und die Wahl
zweier Nachfolger im Laufe weniger Jahre
die ganze Überalterung der nachrevolutionä-
ren Oligarchie gezeigt, die sich nun mit der
Reaktion erst der amerikanischen Öffentlich-
keit und dann des neuen amerikanischen Prä-
sidenten auf die ebenso kurzsichtige wie bru-
tale sowjetische Ausnutzung einer kurzen
amerikanischen Schwächeperiode — mit der
amerikanischen Abkehr von der Entspan-
nungspolitik und Hinwendung zu massiver
Rüstung — auseinanderzusetzen hat. Andro-
pows Ansätze zum Kampf gegen die Korrup-
tion waren zweifellos auch gegen die Privile-
gien der erstarrten Oligarchie gerichtet; wie
weit sie darüber hinaus auf echte wirtschafts-
politische Reformen abzielten, bleibt auf

In China ist die nachrevolutionäre Ära noch
jung, und sie zeigt bisher Zeichen ungleich
größerer Frische und Originalität. Sie hat
aber auf Grund der niedrigeren Entwick-
lungsstufe des riesigen Landes, der krassen
Disproportion zwischen seinen Menschen-
massen einerseits und seinen Ressourcen an
Kapital und technischen und wissenschaftli-
chen Fachleuten andererseits %nd der noch
frisch erinnerten Erschütterung des Glaubens
an das System durch die Wirren und Grau-
samkeiten der „Kulturrevolution" auch mit
ungleich größeren objektiven Schwierigkei-
ten zu kämpfen als die nachrevolutionäre So-
wjetunion.
Auf der positiven Seite steht der undogmati-
sche Realitätssinn und die Entscheidungs-
freudigkeit Deng Xiaopings, der an Originali-
tät und Führereigenschaften alle sowjeti-
schen Führer der nachrevolutionären Ära
überragen dürfte. Zwar ist er mitverantwort-
lich für die anfänglichen Sprunghaftigkeiten
der neuen Ära, die zu kostspieligen Fehlern
geführt haben, wie ökonomisch in den über-
höhten Bestellungen westlicher Maschinerie
und außenpolitisch in der „Strafexpedition1'
gegen Vietnam, in der sich die Schwächen der
chinesischen Streitkräfte offenbarten. Doch
auf dem zentralen Gebiet der Parteiorganisa-
tion und Personalpolitik hat Deng sich erfolg-
reich nicht nur um eine stabile und einiger-
maßen homogene Zusammensetzung der

Grund der Schnelligkeit seiner Erkrankung
und seines Ablebens ungewiß. Der noch äl-
tere und kaum weniger kranke Tschernenko
erscheint als ein schwächerer Zögling und
Helfer Breschnews, ein Exponent der erstarr-
ten Oligarchie ohne Anzeichen eigener Ideen
und eigenen Willens. In der außenpolitischen
Sackgasse, die der nachrevolutionären sowje-
tischen Führung zweifellos bewußt ist, zeigt
sie bisher ebensowenig Phantasie wie ihre
amerikanischen Gegenspieler — doch sie hat
ungleich geringere Kraftreserven. Innenpoli-
tisch wie außenpolitisch riskiert diese Füh-
rung heute, zum Objekt der Folgen ihrer eige-
nen Politik zu werden. Die Tatsache, daß sich
heute Verteidigungsminister Ustinow und
Außenminister Gromyko jene Rolle des „Kö-
nigsmachers“ bei der Wahl eines neuen er-
sten Sekretärs zu teilen scheinen, die lange
Zeit der verstorbene Suslow ausübte, ist ein
Symbol dafür, wie sehr die zaristische Tradi-
tion des Primats der vermeintlichen außen-
und militärpolitischen Notwendigkeiten in
der nachrevolutionären Sowjetunion wieder-
gekehrt ist.

VII.
Führung im Gegensatz zu den Wirren der
jüngsten Vergangenheit, sondern — im Be-
wußtsein des eigenen Alters — von Anfang
an um deren Verjüngung bemüht. Zugleich
hat er in der Wirtschaftspolitik klar erkannt,
daß die Modernisierung eines Landes mit der
Bevölkerungsverteilung Chinas nicht durch
einseitige Industrialisierung, sondern nur ge-
mäß der „maoistischen" Formel über das „Ge-
hen auf zwei Beinen" (Industrie undLandwirt-
schaft) und zugleich mit der radikal unmaoi-
stischen Freisetzung des Eigeninteresses der
Bauern durch Ermutigung des privaten An-
baus und Verkaufs ihrer Produkte möglich ist;
diese sprunghafte Erweiterung des „privaten
Sektors" hat binnen kurzer Zeit den Lebens-
standard sowohl der Bauern wie großer Teile
der nun besser versorgten Stadtbevölkerung
dramatisch gehoben. Zugleich wird ange-
sichts des Bevölkerungsdrucks die industriel-
le Produktion für den Eigenbedarf, etwa die
Versorgung mit Textilien, nicht schnell tech-
nisch modernisiert, wohl aber das unterent-
wickelte Transportwesen und bestimmte
Schwerindustrien (einschließlich der rü-
stungswichtigen) vorangetrieben.
Andere wichtige Entscheidungen betreffen
das wiederhergestellte Erziehungswesen und
das unterentwickelte Rechtswesen. Der Auf-
wand für den Wiederaufbau der Hochschulen,
für das Studium von Chinesen im westlichen
Ausland und für Gastprofessuren ausländi-



scher Fachleute ist beträchtlich. Die Experi-
mente mit der „Mauer der Demokratie" sind
schnell beendet worden, und einige ihrer be-
redtesten Vertreter haben für die Verbrei-
tung regimefeindlicher Auffassungen lange
Gefängnisstrafen erhalten: An die Gewäh-
rung politischer Freiheiten zur Kritik der Par-
tei wird so wenig gedacht wie in der Sowjet-
union. Dagegen wird die Entwicklung eines
modernen Zivil- und Prozeßrechts systema-
tisch gefördert.
Unsicherheit herrscht im Prinzip bei der Öff-
nung für das Ausland. Aus Gründen des Ler-
nens, zum Teil aber auch der allgemeinen Au-
ßenpolitik ist sie erwünscht; aus Gründen der
ideologischen Anfälligkeit vor allem der jun-
gen Generation wird sie als Gefahr gesehen.
In der Tat ist die kommunistische Glaubens-
bereitschaft der chinesischen Massen und zu-
mal der Jugend nach den Schrecken der Kul-
turrevolution und dem Sturz Mao Zedongs
wahrscheinlich tiefer erschüttert als die der
sowjetischen Massen nach der „Entstalinisie-
rung" oder auch heute. Doch wie in der So-
wjetunion ist für die Massen nach Jahrzehn-
ten kommunistischer Herrschaft ein völlig
anderes Regime kaum vorstellbar; und die
praktische Einstellung zum existierenden Re-
gime richtet sich primär nach dessen aktuel-
lem Verhalten — nach den Möglichkeiten der
materiellen Versorgung, der Erziehung, des

VIII.
In diesem Essay wurde von zwei charakteri-
stischen inneren Konflikten kommunistischer
Systeme gesprochen: Von dem ihnen durch
ihre Entstehungssituation eingeborenen Kon-
flikt zwischen der Tendenz zur institutionali-
sierten Revolution und den Erfordernissen
der Modernisierung, und dem nicht zwangs-
läufigen, aber in wichtigen Fällen aufgetrete-
nen Konflikt zwischen der Tendenz zur Ver-
wandlung der Parteiherrschaft in einen per-
sönlichen Despotismus und der Gegenten-
denz zur Wiederherstellung der Parteiherr-
schaft nach dem Tod des Despoten. Die Er-
gebnisse können in fünf Thesen zusammenge-
faßt werden:
1. Die ideologische Leidenschaft, die sich mit
dem Kampf um neue Stufen der institutionali-
sierten Revolution verbindet, hat sich als
Haupthindernis zur Hinnahme von Mehr-
heitsentscheidungen in kommunistischen
Parteien erwiesen. Daraus folgt, daß eine ge-
lungene oder versuchte Errichtung eines Des-
potismus in solchen Parteien nur zu erwarten
ist, solange der Glaube an die Fortsetzung der
Revolution nicht aufgegeben ist. Mit anderen

lernbedingten Aufstiegs und dem Ausmaß
der Freiheit im nicht-politischen Bereich. Es
ist das Ausmaß der greifbaren Verbesserung
des Lebens auf diesen Gebieten in den nach-
revolutionären Jahren, das dem Regime eine
Chance gibt.
Dennoch bleibt die Frage, wieweit die nach-
revolutionär revidierte Ideologie für den Zu-
sammenhalt der Partei selbst und für den Wi-
derstand ihrer Mitglieder gegen die ständige
Versuchung zur Korruption ausreicht. Die
Ideologie der äußeren Bedrohung ist heute in
China wahrscheinlich von weniger zentraler
Bedeutung als in Rußland: Es wird verstan-
den, daß weder Amerika noch die Sowjet-
union die notwendigen und ewigen Feinde
sind und daß die nationale Unabhängigkeit
die Chinas wichtigste revolutionäre und
nachrevolutionäre Errungenschaft ist, es ihm
erlaubt, je nach den wechselnden internatio-
nalen Konstellationen gemäß seinen Interes-
sen zu manövrieren. So mag sich auf die
Dauer eine Ideologie herausbilden, die aus
dem Stolz auf die historische Größe, die junge
Unabhängigkeit und die künftigen unbe-
grenzten Möglichkeiten Chinas und aus der
Loyalität gegenüber der Partei gemischt ist,
die wesentlich jene Unabhängigkeit erkämpft
hat und trotz aller vergangenen Irrwege den
Weg zu den künftigen Möglichkeiten noch
finden mag.

Worten, der Übergang zum Despotismus ist
nur wahrscheinlich, solange der Glaube an
die Verwirklichung der Utopie lebendig ist
2. Umgekehrt ist sowohl in der Sowjetunion
wie in China der Verzicht auf die institutiona-
lisierte Revolution erst nach dem Tod des
Despoten oder Despotie-Kandidaten erfolgt
In beiden Fällen hat die Befreiung von seinem
Terror es dem Wunsch für ein normaleres Le-
ben erleichtert, zum Vorschein zu kommen,
vor allem in der Oligarchie der Partei; und die
Sicherheit einer Oligarchie wird am besten
durch den Verzicht auf weitere revolutionäre
Umwälzungen garantiert.
3. Heute haben wir es in der Sowjetunion und
in der Volksrepublik China mit zwei kommu-
nistischen Parteiregimen zu tun, die sich so-
wohl in ihrer nachrevolutionären wie in ihrer
nachdespotischen Ära befinden. Beide wer-
den daher von bürokratischen Oligarchien
mit mehr oder weniger allgemein akzeptier-
ten Entscheidungsprozeduren regiert, deren
Innenpolitik nicht mehr von ideologischen
Konflikten, sondern von dem Konflikt zwi-
schen dem Ziel der ökonomischen Moderni-



sierung und der Tendenz zur bürokratischen
Stagnation bestimmt wird. Beide Oligarchien
halten an ihrem Parteimonopol fest und beide
lehnen eine politische Liberalisierung ent-
schieden ab; doch keine von beiden neigt zu
einer Rückkehr zu den Massenvernichtungen
der revolutionären Periode.
4. Ein wesentlicher Unterschied zwischen den
beiden Ländern betrifft die Entwicklungsstu-
fe, auf der der revolutionäre Prozeß zum Still-
stand kam. Als Chruschtschow sein Pro-
gramm von 1961 verkündete, war die Sowjet-
union, bei allen strukturellen Schwächen, ei-
nes der wichtigsten Industrieländer der Welt.
China ist gegenwärtig von dieser Stufe noch
weit entferpt, und seine Schwierigkeiten auf
dem Wege dahin sind gewaltig — wegen sei-
nes Kapitalmangels relativ zur Bevölkerung,
seines Mangels an wissenschaftlichen und
technischen Kadern in Proportion zur Größe
der Probleme, und vielleicht auch wegen der
Nachwirkungen der Absurditäten der Kultur-
revolution auf die Arbeitsmoral und das allge-
meine Vertrauen in das System (doch ich bin
mir der Tragweite dieses letzten Faktors,
nicht gewiß).
5. Die Tatsache, daß China fast zwei Jahr-
zehnte nach der Sowjetunion ebenfalls in die
nachrevolutionäre Ära eingetreten ist, hat

eine bedeutende weltpolitische Konsequenz:
Der Machtkonflikt zwischen diesen beiden
Nachbarn hat seine ideologische Kompo-
nente verloren10). Die chinesischen Kommu-
nisten können den Sowjets nicht mehr vor-
werfen, daß sie ihre revolutionären Grund-
sätze verraten haben, und die Sowjets können
die Chinesen nicht mehr des Utopismus und
des Abenteurertums in ihrer Innenpolitik be-
schuldigen. Die Tatsache, daß beide Parteien
sich dieser nachrevolutionären Veränderung
bewußt sind, hat es für sie leichter gemacht,
eine mögliche Normalisierung ihrer Bezie-
hungen zu diskutieren. Doch dies bedeutet
nicht, und kann nicht bedeuten, daß diese Be-
ziehungen irgendwann in der Zukunft wieder
— wie einst vor langer Zeit — durch eine
anscheinende ideologische Gemeinsamkeit
anstelle des ideologischen Konfliktes gekenn-
zeichnet sein werden. Vielmehr werden sie,
gleich anderen Beziehungen zwischen Groß-
mächten, durch ihre Interessen bestimmt
werden — und daß heißt durch wichtige wi-
derstreitende Interessen, aber potentiell auch
durch einige gemeinsame Interessen.



Siegfried Jenkner

Entwicklung und Stand der Totalitarismusforschung
I. Einleitung

Ein fiktives literarisches Datum — Orwells
„1984" — hat die öffentliche Aufmerksamkeit
wieder stärker auf die Totalitarismusfor-
schung gelenkt: Auf Tagungen und in Publi-
kationen zum ,Orwell-Jahr' ist in einer Reihe
von Beiträgen das Modell totalitärer Herr-
schaft zur Charakterisierung und Analyse ge-
genwärtiger gesellschaftlicher und politischer
Entwicklungen herangezogen worden ). Wird
damit die in der Fachwissenschaft seit einiger
Zeit erörterte These bestätigt, daß die Totali

1

-
tarismuskonzeption nach einer Phase des
Niedergangs (.Agonie’) in den sechziger Jah-
ren seit einiger Zeit wieder im Aufstieg (.Re-
naissance) begriffen sei?
Da zur Totalitarismusforschung mehre-
re Sammelbände2), Überblicksdarstellungen3)
und Literaturberichte ) vorliegen, ist ihr Ver4 -

lauf verhältnismäßig gut zu überschauen
Diese Publikationen vermitteln insgesamt
den Eindruck, daß die Entwicklung mit dem
Ablaufschema Agonie' — .Renaissance' nicht
angemessen erfaßt werden kann. Vielmehr
gibt es seit der vollen Entfaltung der klassi-
schen Totalitarismustheorie in den fünfziger
Jahren eine kontinuierliche innerfachliche
Diskussion mit stark kontroverser} Auffassun-
gen hinsichtlich Berechtigung, Möglichkeiten
und Grenzen ihrer Anwendbarkeit. Neben
partieller und grundsätzlicher Kritik und Ab-
lehnung zugunsten anderer Analyseansätze
stehen immer wieder Beiträge, die an dieser
Konzeption festhalten, sie modifizieren, wei-
terentwickeln und auf vergangene und gegen-
wärtige Herrschaftssysteme anwenden.
Von einer .Renaissance' kann allenfalls in
zwei Anwendungsbereichen gesprochen wer-
den:
— In der innersozialistischen Analyse und
Kritik der Herrschaftssysteme des .realen So-
zialismus' wird wieder stärker auf die Totali-
tarismuskonzeption zurückgegriffen.
— In den gegenwärtigen Diskussionen zum
.Orwell-Jahr' wird an vereinzelte frühere Ver-
suche angeknüpft, die Totalitarismuskonzep-
tion auch bei der kritischen Analyse liberal-
demokratischer Systeme zu verwenden.
In beiden Bereichen werden zudem die Be-
griffe .Totalitarismus' und .totalitär' nicht nur
als Kategorien wissenschaftlicher Analyse be-
nutzt, sondern auch als politisch-publizisti-
sche Kampfbegriffe wiederbelebt.
Die hier skizzierte Entwicklung soll im fol-
genden ausführlicher in ihren Hauptlinien
dargestellt werden, wobei im vorliegenden
Rahmen allerdings nur eine begrenzte Aus-
wahl repräsentativer in- und ausländischer
Beispiele möglich ist5).



II. Die Ursprünge des Totalitarismusbegriffs
Bisher wurde allgemein angenommen, daß
der Totalitarismusbegriff aus dem Selbstver-
ständnis des italienischen Faschismus stammt
und von dort in das kritische Vokabular der
antifaschistischen Opposition übergeht. Un-
tersuchungen von Mitarbeitern des Deut-
schen Historischen Instituts in Rom6) weisen
jedoch nach, daß der Begriff .totalitär' in der
ersten Hälfte der zwanziger Jahre zuerst von
der liberal-demokratischen Opposition gegen
das faschistische Regime in Italien geprägt
wird. Mit ihm soll — nach den Worten des
liberalen Parteiführers Giovanni Amendola
— das erschreckende Phänomen der alle
Grundlagen des bisherigen politischen Le-
bens umstürzenden faschistischen Politik ge-
kennzeichnet werden: .... vor allem die bis
zum Exzeß fortgesetzte Übertreibung des Ein-
greifens der Exekutivgewalt in das staatliche
und gesellschaftliche Leben, die atemberau-
bende Umkehr der normalen Beziehungen
zwischen Staat und Gesellschaft, so daß die
Gesellschaft für den Staat, der Staat für die
Regierung und die Regierung für die Partei
existiert"7).
In der Abwehr dieser liberalen Kritik über-
nimmt der Faschismus den Begriff zur positi-
ven Selbstcharakterisierung als regime totali-
tario' und entwickelt ihn zum zentralen Be-
standteil des eigenen Staatsverständnisses.
Dieser positive Begriff totalitärer Herrschaft
geht auch in das Programm der spanischen
Falange (.Estado totalitario) und in die deut-
sche nationalsozialistisch orientierte Staats-
lehre (.totaler Staat) ein, erlangt aber in
Deutschland nicht den offiziellen Stellenwert
wie in Italien8). In seiner kritischen Verwen-

dung findet der Begriff ebenfalls internatio-
nale Verbreitung bei der Auseinandersetzung
mit dem Faschismus auf liberal-demokrati-
scher Grundlage; nach 1933 wird er auch auf
das nationalsozialistische Herrschaftssystem
angewendet.
Bereits ab Mitte der zwanziger Jahre wird
diese Kritik in den größeren Rahmen der Dis-
kussion über die allgemeine europäische
Krise der liberalen Demokratie gestellt, wird
die gemeinsame Bedrohung durch Faschis-
mus und Bolschewismus thematisiert. Zu-
nächst noch ohne Verwendung des Totalita-
rismusbegriffs werden Faschismus und Bol-
schewismus als .gleichartige Phänomene' ana-
lysiert, die nicht nur in der Ablehnung der
liberalen und demokratischen Grundlagen
der modernen Gesellschafts- und Staatsord-
nung übereinstimmen, sondern auch in den
diktatorischen Formen ihrer Machtausübung.
Schon diese frühen Systemvergleiche führen
— bei aller Anerkennung der inhaltlichen
Unterschiede in den ideologischen Zielset-
zungen — zur These von der strukturellen
Gleichförmigkeit von Faschismus und Bol-
schewismus, zu deren Charakterisierung seit
Ende der zwanziger Jahre der Begriff .Totali-
tarismus' in Gebrauch kommt9). Die Anwen-
dung dieses Begriffs auf das sowjetische Herr-
schaftssystem ist also keineswegs — wie ver-
schiedentlich behauptet wird und auch noch
in der neuesten Auflage eines verbreiteten
Lexikons zur politischen Bildung zu lesen
ist ) — ein Produkt des Kalten Krieges nach
1945. sondern beginnt schon Ende der zwanzi
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ger Jahre, d. h. bereits vor dem Höhepunkt
stalinistischer Herrschaftspraxis.

III. Die klassische Totalitarismustheorie
Neben seiner Verwendung in der politisch-
publizistischen Kritik findet der Totalitaris-
musbegriff Eingang in die wissenschaftliche
Diskussion und schließlich einen festen Platz
in ihr bei den Bemühungen, die neuen dikta-
torischen Regime mit dem Begriffs- und Ana-
lyse-Instrumentarium der überkommenen
Herrschaftsformenlehre zu erfassen und ein-

zuordnen. Dabei zeigt sich sehr bald, daß die
Durchsetzung der politischen Systeme in
Rußland, Italien und Deutschland mit ihrem
ideologischen Ausschließlichkeitsanspruch
und ihrem umfassenden Herrschaftszugriff
auf Staat und Gesellschaft nicht als Neuauf-
lage von Religionskriegen und Absolutismus
interpretiert werden kann, daß sie kein „Rück-



fall Europas in das 16. oder 17Jahrhundert“
ist, sondern „etwas Neues in der Geschichte
der westlichen Kultur"11)- Es erweist sich als
notwendig, das bisherige Demokratie-Dikta-
tur-Schema der vergleichenden Herrschafts-
formenlehre zu erweitern und zu modifizie-
ren. Dies erfolgt ab Mitte der dreißiger bis
etwa Mitte der fünfziger Jahre durch die neue
Abgrenzung von autoritärer und totalitärer
Diktatur sowie von liberaler und totalitärer
Demokratie.

11) Vgl. dazu die gleichnamigen Beiträge von B. La-
vergne und C. J. H. Hayes in: B. Seidel/S. Jenkner
(Anm. 2), S. 64—85 und 86—100.
12 ) C. B. H. Hayes (Anm. 11), S. 94 ff.
13) H. Arendt, The Origins of Totalitarianism, New
York 1951, deutsch: Elemente und Ursprünge tota-
ler Herrschaft, Frankfurt/Main 1955, Neuausgabe
1975.

Bereits 1939 werden (auf der ersten wissen-
schaftlichen Tagung über den Totalitarismus
in den USA) die Erkenntnisse über den beson-
deren Charakter der neuartigen Herrschafts-
formen in folgenden Merkmalen zusammen-
gefaßt:
— umfassender, sich alle individuellen und
gesellschaftlichen Bestrebungen unterord-
nender Monopolanspruch der herrschenden
Partei und ihres Führers;
— Massenbasis der totalitären Bewegungen
in den unteren und mittleren Sozialschich-
ten;
— Absicherung des monopolistischen Herr-
schaftsanspruchs mittels pseudodemokrati-
scher Legitimierungstechniken unter Ausnut-
zung der Massenbeeinflussung durch neue
technische Kommunikationsmittel;
— Aufwertung und rücksichtslose Anwen-
dung von Macht und Gewalt nicht nur als
Mittel zum Zweck, sondern um ihrer selbst
willen ) .12

Bei der Abgrenzung von autoritärer und tota-
litärer Diktatur gewinnt insbesondere die
Frage nach den Beweggründen für die Ent-
wicklung und den Einsatz der neuen Herr-
schaftstechniken Bedeutung. Im Gegensatz
zur eher konservativen Orientierung her-
kömmlicher Diktaturen wird die Besonder-
heit totalitärer Herrschaft in der gewaltsa-
men Durchsetzung eines neuen, die bisheri-
gen Ordnungsvorstellungen radikal umwäl-
zenden gesellschaftlichen Wertsystems mit
umfassendem Geltungsanspruch gesehen. In
diesem Zusammenhang ist insbesondere die
Arbeit von Hannah Arendt zu nennen13). In
ihr wird die Ablösung der traditionellen Legi-
timationsgrundlagen politischer Herrschaft
durch die Berufung auf das .Recht der Natur'
(im Nationalsozialismus) bzw. das .Gesetz der

Geschichte' (im Kommunismus) dargestellt
und aus den Erfahrungen der Gewaltherr-
schaft beider Systeme in den dreißiger und
vierziger Jahren die Verbindung von Ideolo-
gie und Terror als das eigentliche Wesen to-
talitärer Herrschaft hervorgehoben.
Der im Unterschied zum Faschismus und Na-
tionalsozialismus proklamierte demokrati-
sche Selbstanspruch kommunistischer Sy-
steme erfordert von der Totalitarismusfor-
schung eine genauere Analyse dieses Demo-
kratieverständnisses. Dazu hat Jakob L. Tal-
mon mit seiner dreibändigen „Geschichte der
totalitären Demokratie“ wesentlich beigetra-
gen ).14 In der Einleitung zum 1. Band unter-
scheidet er totalitäre und liberale Demokratie
nach ihrer unterschiedlichen Einstellung zu
Politik und Freiheit, zeigt ihren gemeinsamen
Ursprung im Gedankengut der Aufklärung
und ihre Trennung aus den Erfahrungen der
Französischen Revolution und kommt aus
dieser ideengeschichtlichen Ableitung zur
Unterscheidung von linkem und rechtem (aus
anti-aufklärerischen Wurzeln stammenden)
Totalitarismus. Für den weiteren Verlauf der
Diskussion ist die Feststellung wichtig, daß
bereits in dieser Phase der Totalitarismusfor-
schung neben den rechte und linke Systeme
identifizierenden Merkmalen auch die diffe-
renzierenden berücksichtigt werden.
Eine Zusammenfassung der bisherigen Er-
kenntnisse über die Neuartigkeit totalitärer
Herrschaft, die Gemeinsamkeiten faschi-
stisch/nationalsozialistischer und kommuni-
stischer Systeme und ihre Unterscheidung
von allen anderen Herrschaftsformen bietet
die allgemein als das repräsentative Werk der
klassischen Totalitarismusforschung angese-
hene Studie von Carl J. Friedrich und Zbig-
niew K. Brzezinski ) . Die Autoren entwickeln
eine
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n Katalog von sechs grundlegenden, in
wechselseitiger Beziehung stehenden Merk-
malen zur Kennzeichnung und Abgrenzung
totalitärer Herrschaft:
— eine alle lebenswichtigen Aspekte der
menschlichen Existenz umfassende, auf einen

1) J. L. Talmon, The Origins of Totalitarian Demo-
cracy, London 1952, deutsch: Die Ursprünge der
totalitären Demokratie, Köln und Opladen 1961;
ders., Political Messianism. The Romantic Phase,
London 1959, deutsch: Politischer Messianismus.
Die Romantische Phase, Köln-Opladen 1963; ders,
The Myth of the Nation an the Vision of Revolu-
tion. The Origins of Ideological Polarization in the
2Oth Century, London 1981.
15) C. J. Friedrich/Z. K. Brzezinski, Totalitarian Di,
tatorship and Autocracy, Cambridge (Mass.) 1956.2,
überarbeitete Aufl. 1965, deutsch: Totalitäre Dikta-
tur, Stuttgart 1957; Auszüge aus der revidierten
Auflage in B. Seidel/S. Jenkner (Anm. 2), S. 600 bis
634.



idealen Endzustand der Menschheit gerich-
tete Ideologie;
— eine einzige, straff und hierarchisch orga-
nisierte, der Staatsbürokratie übergeordnete
oder mit ihr verflochtene Massenpartei;
— ein durch Partei- und Geheimpolizeikon-
trolle verwirklichtes, sich moderner psycholo-
gischer Erkenntnisse bedienendes System
psychischen oder physischen Terrors;
— ein Monopol der Massenkommunikations-
mittel in den Händen von Partei und Staat;
— desgleichen ein Waffenmonopol;
— eine zentrale bürokratische Überwachung
und Lenkung der gesamten Wirtschaft.
Der empirische Nachweis dieser Merkmale
rechtfertigt es nach Auffassung der Autoren,

die faschistisch/nationalsozialistischen und
kommunistischen Systeme bei aller Anerken-
nung ihrer unterschiedlichen historischen
Voraussetzungen sowie Ziele und'Absichten
als „genügend gleichartig" zu einer besonde-
ren Klasse in der Herrschaftsformenlehre zu-
sammenzufassen und sowohl den konstitutio-
nellen Systemen als auch den älteren Formen
der Autokratie gegenüberzustellen.

Bei der Anwendung der Totalitarismuskon-
zeption in der Faschismus- und Kommunis-
musforschung ergeben sich in späteren De-
tailanalysen jedoch eine Reihe von Proble-
men, die dazu führen, daß sich beide For-
schungsbereiche zum Teil von der gemeinsa-
men theoretischen Grundlage lösen und ei-
gene Wege gehen.

IV. Die Entwicklung in der Kommunismusforschung

Die Kommunismusforschung hat sich seit den
sechziger Jahren so ausdifferenziert, daß in-
zwischen eine spezielle Überblicksliteratur
entstanden ist16). Die teils in Ergänzung, teils
in Ablehnung der Totalitarismustheorie ent-
wickelten Ansätze lassen sich in zwei Grup-
pen zusammenfassen: die modernisierungs-
und die bürokratietheoretischen Konzeptio-
nen.
Die Revision der Totalitarismustheorie in die-
sem Bereich geht aus von der Grundannahme,
.daß es sich bei den bolschewistischen Sy-
stemen um einen ernst zu nehmenden Ver-
such handelt, eine moderne Industriegesell-
schaft zu schaffen und diese sinnvoll und auf
Dauer zu ordnen"17). Diese Systeme sind da-
mit dem sozialen Wandel unterworfen und
sozialen Konflikten ausgesetzt, für deren Un-
tersuchung der bisherige Ansatz als nicht
mehr ausreichend angesehen und durch eine
mit den Kategorien der Konflikt- und Mobili-
tätsforschung arbeitende systemimmanente
Analyse ersetzt wird.

Diese in der Bundesrepublik vor allem durch
Peter C. Ludz ) repräsentierte Richtung
kommt zu folgenden Ergebnissen:
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— Die kommunistischen Systeme sind nicht
mehr durch die Verbindung von Ideologie
und Terror charakterisiert, Individual- und
Kollektivterror werden wesentlich reduziert;
die Ideologie verliert ihre mobilisierende
Kraft und nimmt immer mehr Leerformelcha-
rakter an.
— In der Herrschaftsorganisation muß die
Partei ihre willkürliche Macht Regeln unter-
werfen, zu einem autoritär-pragmatischen
Verhalten übergehen und die umfassenden
sozialen Kontrollen vermindern.
— Insgesamt tendieren kommunistische Sy-
steme unter industriegesellschaftlichen Be-
dingungen zu einer eher autoritären als tota-
litären Verfassung, die durch wechselseitige
Anpassung von Partei und Gesellschaft ge-
kennzeichnet ist.
Ludz präzisiert diese Entwicklung am Beispiel
der DDR19): Die Bewältigung der durch den
wissenschaftlich-technischen Fortschritt her-
vorgerufenen Konflikte erfordert neue Wege
der Koordination und Kooperation, die nicht



mehr nur auf Zwang beruhen und die Fach-
leute in zumindest beratender Weise in die
Entscheidungen einbeziehen. Damit wird to-
talitäre Herrschaft immer mehr durch eine
Form ersetzt, für die Ludz aus amerikani-
schen Klassifizierungen den Begriff .konsulta-
tiver Autoritarismus' übernimmt.
In der internationalen Diskussion20) wird die-
ser Ansatz in den Rahmen des weltweiten
industriegesellschaftlichen Modernisierungs-
prozesses gestellt. In ihm erscheinen kommu-
nistische Systeme als eine Variante diktatori-
scher Mobilisierungsregime und totalitäre
Herrschaft nur als eine Phase ihrer Entwick-
lung21)- Die in in- und ausländischen Beiträ-
gen mit diesem Modernisierungskonzept häu-
fig verbundene Hoffnung auf weitergehende
Liberalisierung und Demokratisierung hat
sich jedoch nicht erfüllt Ludz kann für die
DDR letztlich nur eine „partielle politische
Modernisierung" feststellen: „Die politisch re-
levanten Probleme des Wandels und der Mo-
dernisierung (werden) nach wie vor von der
SED-Führung gelenkt, manipuliert und kon-
trolliert Zudem war und ist es ein sichtliches
Bestreben der Parteiführung, politische Arti-
kulationsformen außerhalb der vorgegebenen
Linie zu minimieren."22)
Erhalt und Stabilität der zentralisierten und
umfassenden Parteiherrschaft bei fortschrei-
tender Industrialisierung werden organisa-
tionssoziologisch mit dem Modell bürokrati-
scher Herrschaft zu erklären versucht. Die
Anwendung dieses Modells auf kommunisti-
sche Systeme ist in den USA entwickelt23)
und auch von der deutschen Kommunismus-
forschung übernommen worden24). In kom-
munistischen Systemen wird die sich im Zuge
des Industrialisierungsprozesses ausdeh-
nende Bürokratie ideologisch und organisato-
risch in den von der Partei gesetzten Rahmen
eingefügt. Bürokratische Herrschaft ist des-
halb in diesen Systemen durch die Einheit
von politischer Führung und parteigebunde-
ner Verwaltung, Primat der politisch-admi-
nistrativen Steuerung in allen wichtigen Be-
reichen, fortbestehende Zentralisierung der
Verfügungsgewalt sowie Verselbständigung

der politisch-administrativen Führungsgrup.
pen gegenüber der Gesellschaft gekennzeich-
net Zwar werden auch an dieses Herrschafts-
modell Demokratisierungshoffnungen ge-
knüpft25), doch überwiegt die Auffassung, daß
die genannten Merkmale einer auch nur par-
tiellen Freigabe der politischen Zieldiskus-
sion und gesellschaftlichen Beteiligung an
Planung und Kontrolle enge Grenzen setzen.
Die Frage, ob mit diesen Konzeptionen auto-
ritärer und bürokratischer Herrschaft die An-
wendbarkeit der Totalitarismuskonzeption
zumindest bei der Gegenwartsanalyse kom-
munistischer Systeme überholt ist, wird von
Anfang an bis heute unterschiedlich beant-
wortet:
— Wird die Eigenart totalitärer Herrschaft
primär in ihrer revolutionären Dynamik gese-
hen, so liegt nach dem Erlöschen dieser Dyna-
mik die Einordnung gegenwärtiger kommuni-
stischer Systeme als ,nach-totalitäre Regime'
in der Form autoritär-bürokratischer Partei-
herrschaft nahe26).
— Wird dagegen das Schwergewicht auf die
Herrschaftsstruktur gelegt und beim Wandel
zum autoritären System auf die Selbstbe-
schränkung der Parteiherrschaft sowie auf die
Reduzierung von Planung und Kontrolle der
Gesellschaft abgestellt, so erscheint je nach
dem feststellbaren Fortbestehen umfassender
Parteiherrschaft, Planung und Kontrolle die
Kategorie .totalitäre Herrschaft' auch noch
auf die gegenwärtigen bürokratisierten kom-
munistischen Systeme anwendbar27).
Da beide Positionen auf respektablen Argu-
menten beruhen, ist insgesamt die Unsicher-
heit über die exakte Einordnung dieser Sy-
steme eher gewachsen28). Diese Unsicherheit
kommt der Totalitarismuskonzeption zugute,
die auf die fortbestehende Nützlichkeit ihres
Ansatzes verweisen kann29), die sich aber
auch nicht der Einsicht verschließt, daß es
erstens dringend sorgfältiger systematischer
Vergleichsuntersuchungen bedarf, um die ge-
meinsamen und trennenden Elemente ver-
schiedener totalitärer Systeme aufzuzeigen.



und daß zweitens in ihre Theorie eine dyna-
mische Analyse des Wandels innerhalb die-
ser Systeme und der Systeme im ganzen ein-
zubeziehen ist30).

30) J. J. Linz, Totalitarianism and Authoritarianism,
in: Macropolitical Theory. Handbook of Political
Science, Vol. 3, Reading (Mass.) 1975, S. 246 f.
31) P. Graf Kielmannsegg, Krise der Totalitarismus-
theorie?, in: M. Funke (Hrsg.), (Anm. 2), S. 75.
32) G. Brunner, Politische Soziologie der UdSSR,
Wiesbaden 1977, Band 2, S. 193.
33) Vgl. dazu außer den einschlägigen Kapiteln in
der genannten Überblicksliteratur R. Rilling, Zur
Geschichte der Sozialismusanalyse der intellektu-
ellen Linken der BRD seit Mitte der sechziger Jah-
re, in: P. Brokmeier/R. Rilling (Hrsg.), Beiträge zur
Sozialismusanalyse, Köln 1978, Band 1, S. 23—53.
34) Vgl. dazu R. Opitz, Zur Entwicklungsgeschichte
der Totalitarismustheorie, in: F. Deppe u. a. (Hrsg.),
Marxismus und Arbeiterbewegung, Frankfurt/
Main 1980, S. 106—122.

Für die Weiterentwicklung der Totalitaris-
mustheorie hat Peter Graf Kielmannsegg ei-
nen Entwurf vorgelegt, in dem totalitäre
Herrschaft durch die Kombination folgender
Merkmale charakterisiert wird: „monopolisti-
sche Konzentration der Chancen der Einfluß-
nahme in einem Führungszentrum; prinzipiell
unbegrenzte Reichweite der Entscheidungen
des politischen Systems und prinzipiell unbe-
schränkte Intensität der Sanktionen (genauer:
prinzipiell unbeschränkte Freiheit, Sanktio-
nen zu verhängen)"31). Diese Kategorien sind
von Georg Brunner in einer neueren Analyse
des politischen Systems der Sowjetunion ver-
wendet worden. Der Autor kommt zu dem
Ergebnis, daß bei allen feststellbaren Verän-
derungen „die monistische Herrschaftsstruk-
tur, der totale Herrschaftsumfang und die to-
tale Herrschaftsausübung ... die konstanten
Rahmenbedingungen jeglichen Wandels ge-
blieben (sind)“ und deshalb die Sowjetunion
nach wie vor als .totalitäre Diktatur bezeich-
net werden kann32).
Die eingangs betonte Ausdifferenzierung der
Analyseansätze trifft auch auf die innersozia-
listische Diskussion zu33); in ihr sind ebenfalls
unterschiedliche Einstellungen zur Ttalita-
rismustheorie feststellbar. Aus orthodox-mar-
xistischer Sicht wird sie als eine Bürgertum
und Sozialdemokratie vereinende antikom-
munistische Integrationsideologie strikt abge-
lehnt34). Weniger eindeutig sind die Positio-
nen im übrigen breiten Spektrum sozialisti-

scher Strömungen. Zur klassischen Totalita-
rismuskonzeption haben in den dreißiger und
vierziger Jahren sozialistische Autoren wich-
tige Beiträge geleistet. Die innen- und außen-
politische Verwendung des Totalitarismus-
begriffs in der politisch-publizistischen Propa-
ganda des Kalten Krieges und die in die Ent-
stalinisierung gesetzten Reformhoffnungen
haben später in der innersozialistischen Dis-
kussion durchweg zur Abkehr von der Totali-
tarismustheorie geführt
Hier ist neuerdings ein bemerkenswerter
Wandel zu verzeichnen: Vor allem dissidente
Philosophen und Sozialwissenschaftler aus
osteuropäischen Ländern kehren in der Aus-
einandersetzung mit den Analysen der westli-
chen Linken zur Totalitarismuskonzeption als
Erklärungsmuster für die Systeme des .realen
Sozialismus' zurück. Repräsentatives Beispiel
dafür sind die aus der .Budapester Schule' um
Georg Lukäcs und Andräs Hegedüs stammen-
den Autoren Agnes Heller, Ference Fehr
und György Markus. Sie registrieren auch
noch in den gegenwärtigen Gesellschaften so-
wjetischen Typs die Identität von öffentlicher
und privater Sphäre, Unterdrückung und
letztliche Beseitigung der societä civile sowie
Eliminierung jeglicher anerkannter Form von
Pluralismus und charakterisieren diese „rein
politischen Gesellschaften" als totalitäre Sy-
steme35).
Auch in den .Orwell-Jahr'-Diskussionen grei-
fen sozialistische Autoren bei der Analyse
kommunistischer Systeme auf die Totalitaris-
muskonzeption zurück. Dabei registriert al-
lerdings der polnische Philosoph Leszek Ko-
lakowski eine .Abkehr von der totalitären
Perfektion"36) und der jugoslawische Regime-
Kritiker Milovan Djilas eine in den einzelnen
osteuropäischen Staaten unterschiedlich
starke und fortgeschrittene Auflösung der to-
talitären Herrschaftsstruktur37).

3) A Heller/F. Fehr/G. Markus, Der sowjetische
Weg. Bedürfnisdiktatur und entfremdeter Alltag,
Hamburg 1983, insb. Teil 2, Kap. 2: Die Sowjetge-
sellschaften als totalitäres System, S. 182—193.
36) L. Kolakowski, Totalitarismus und die Wirksam-
keit der Lüge, in: D. Hasselblatt (Hrsg.), (Anm. 1),
S. 87—101.
37) M. Djilas, Die Auflösung des Leninistischen To-
talitarismus, in: D. Hasselblatt (Hrsg.), (Anm. 1),
S. 188—201.



V. Die Entwicklung in der Faschismusforschung
In der Faschismusforschung ist die konzeptio-
nelle Vielfalt eher noch größer als in der
Kommunismusforschung38). Die zahlreichen
Analyseansätze lassen sich — in Anlehnung
an die Gliederung von Karl Dietrich Erd-
mann39) — in drei Haupttypen zusammenfas-
sen:
— die marxistische kausale Ableitung des Fa-
schismus aus den Widersprüchen der kapita-
listischen Wirtschafts- und Gesellschaftsord-
nung;
— die Subsumierung von Faschismus und
Kommunismus unter dem Totalitarismusbe-
griff aufgrund ihrer strukturellen Überein-
stimmungen;
— die .phänomenologische' Interpretation des
Faschismus als eines unableitbaren und nur
von sich aus darstellbaren Phänomens.
Die letztgenannte, vor allem von Ernst Nolte
repräsentierte Konzeption40) versteht sich
aber nicht wie die marxistische als eine Ge-
genposition zur Totalitarismustheorie: Nolte
hat gegen mißverständliche Interpretationen
selbst betont, daß seine' Untersuchung „ein
Beitrag zur Vertiefung und Bereicherung des
Totalitarismusbegriffs (war) und keineswegs
ein Versuch zu dessen ,Überwindung").41

Die Auseinandersetzungen um die Totalita-
rismuskonzeption in der Faschismusfor-
schung werden — abgesehen von der grund-
sätzlichen Gegnerschaft der seit den sechzi-
ger Jahren wiederbelebten orthodox- und
neomarxistischen Konzeptionen42) — vor al-
lem von zwei Kontroversen geprägt:
— zum einen von der um die Frage, ob sich
das nationalsozialistische Deutschland und
das faschistische Italien überhaupt unter dem
Faschismusbegriff zusammenfassen lassen,

— zum anderen von der um die Frage, inwie-
weit beide Systeme eigentlich den Merkma-
len totalitärer Herrschaft entsprechen.
Am entschiedensten wendet sich Karl Diet-
rich Bracher dagegen, den Faschismusbegriff
aus seinem ursprünglichen italienischen Zu-
sammenhang zu lösen und zu einem allgemei-
nen Gattungsbegriff für antidemokratische
und antisozialistische rechte Bewegungen
auszudehnen: „Das läuft entweder auf eine 
Dämonisierung aller Diktaturtendenzen oder
aber auf eine Bagatellisierung derjenigen Re-
gime hinaus, die wie das nationalsozialisti-
sche Gewalt- und Vernichtungssytem auch
vom italienischen Faschismus weit und prin-
zipiell unterschieden sind" ). In der lebhaften
Diskussion zu dieser Kriti
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k44) dominiert eine
mittlere Position, die weder den Faschismus-
noch den Totalitarismusbegriff verwirft, son-
dern beide — sinnvoll definiert — als nützli-
che, sich keineswegs ausschließende, sondern
einander ergänzende analytische Kategorien
akzeptiert. Der — in dieser Zeitschrift bereits
an anderer Stelle45) erläuterte — Ansatz be-
tont am Nationalsozialismus dessen antilibe-
raldemokratische, totalitär-diktatorische Ele-
mente, die ihn mit kommunistischen Sy-
stemen vergleichbar machen, hebt aber auch
jene .linke' und .rechte' Diktaturen trennen-
den Besonderheiten des Faschismus hervor,
die die Regime in Italien und Deutschland
verbinden.
Bei der Detailanalyse beider Systeme wird
deutlich, daß das faschistische Italien nur be-
grenzt dem totalitären Selbstanspruch ge-
recht geworden ist46). Seine eindeutige Ein-
ordnung in das Kategorienschema totalitär-
autoritär scheint auch nach der gegenwärti-
gen Forschungslage noch nicht möglich zu
sein: Die Auffassung, „daß sich das faschisti-
sche Regime nur graduell, nicht prinzipiell
von den entfalteten totalitären Regimen der
Zwischenkriegszeit unterschied“, wird aus-



drücklich als „vorläufige These" bezeich-
net47).

53) Th. Stammen, Regierungssysteme der Gegen-
wart, Stuttgart 19723.
54 G. Brunner (Anm. 51).
5) B. Crick, Basic Forms of Government, London
1973, deutsch: Grundformen politischer Systeme,
München 1975.
56) Vgl. dazu R. Löwenthal, Staatsfunktionen und
Staatsformen in Entwicklungsländern, in: Die De-
mokratie im Wandel der Gesellschaft, Berlin 1963,
S. 164—192.

Auch für das nationalsozialistische Deutsch-
land werden Einschränkungen des totalitären
Charakters geltend gemacht. Martin Greiffen-
hagen stuft das NS-System nicht als totalitä-
res, sondern als autoritäres Regime ein, weil
es nicht den Umsturz der herrschenden Ge-
sellschaftsordnung gewollt habe und weil die
beabsichtigte Gleichschaltung nicht durch-
gängige Realität gewesen sei48). In der neue-
ren Diskussion bezweifelt insbesondere Hans

Mommsen den Nutzen der Interpretation des
NS-Systems als totalitäre Diktatur, weil des-
sen Organisations- und Herrschaftsstruktur
eher eine überwiegend irrationale und inef-
fektive Polykratie konkurrierender Führungs-
gruppen gewesen sei49). In der anhaltenden
Diskussion über diese Thesen ) wird jedoch
von einem Teil der Fachvertreter auch unter
Anerkennung der genannten Einschränkun-
gen am Erklärungswert der Totalitarismus-
theorie für das nationalsozialistische Herr-
schaftssystems festgehalten.

VI. Die Entwicklung in der vergleichenden politischen
Systemforschung

Die Vergleichsforschung — eine traditions-
reiche Teildisziplin der Staats- und Politik-
wissenschaft — arbeitet seit dem Aufkommen
der konstitutionellen Systeme und ihrer fort-
schreitenden Demokratisierung mit der Ge-
genüberstellung von Konstitutionalismus (De-
mokratie) und Autokratie (Diktatur)51)- Es
wurde bereits erwähnt, daß aus den Schwie-
rigkeiten mit der Einordnung der neuen dik-
tatorischen Regime in Rußland, Italien und
Deutschland die Totalitarismustheorie ent-
steht. Die von ihr vorgeschlagene Untertei-
lung der Autokratie in die (traditionelle) auto-
ritäre und (neuartige) totalitäre Diktatur geht
in die allgemeine Vergleichslehre ein; von
der deutschen Politikwissenschaft wird dieser
differenzierende Ansatz vor allem in der von
Karl Loewenstein formulierten Fassung über-
nommen und rezipiert52).
Loewenstein unterscheidet auf der Grundlage
einer neuentwickelten Gewaltenteilungs-
lehre zunächst — je nach geteilter oder unge-
teilter Machtausübung und -kontrolle — das
polykratische System des Konstitutionalis-

4 W. Schieder, in: Institut für Zeitgeschichte
(Hrsg.) (Anm. 46), S. 64 f.
48) M. Greiffenhagen, Der Totalitarismus in der Re-
gimelehre, in: ders./R. Kühnl/J. B. Müller, Totalita-
rismus. Zur Problematik eines umstrittenen Be-
griffs, München 1972, S. 51.
4) H. Mommsen, The Concept ot Totalitarian Dic-
tatorship vs. the Comparative Theory of Fascism.
The Case of National Socialism, in: E. A. Menze
(Ed.), (Anm. 2), S. 146—166.
50) Vgl. dazu K. Hildebrand, Monokratie oder Poly-
kratie? Hitlers Herrschaft und das Dritte Reich, in:
K. D. Bracher/M. Funke/H.-A Jacobsen, (Hrsg.), Na-
tionalsozialistische Diktatur 1933—1945. Eine Bi-
lanz, Schriftenreihe der Bundeszentrale für Politi-
sche Bildung, Band 192, Bonn 1983, S. 73—96.

) Vgl. dazu G. Brunner, Vergleichende Regie-
rungslehre, Band 1, Paderborn 1979, Kap. 1.2: Ge-
schichte der Vergleichenden Regierungslehre,
S. 22—45.
52) K. Loewenstein, Political Power and Govern-
mental Process, Chicago 1957, deutsch: Verfas-
sungslehre, Tübingen 19692).

mus von der Autokratie. Letztere wird dann
weiter untergliedert in
— autoritäre Regime, die ihr Machtmonopol
vor allem zur Verteidigung der bestehenden
Regierungsstruktur benutzen, ohne wesent-
lich in die Gesellschaftsordnung einzugrei-
fen;
— totalitäre Systeme, deren Machtanspruch
das gesamte politische und gesellschaftliche
Leben in „tyrannischer Ausschließlichkeit"
umfaßt.
Dieses Klassifikationsschema ist in der Folge-
zeit immer wieder verwendet worden; es liegt
dem Standardwerk von Theo Stammen53) zu-
grunde und auch der neueren, noch nicht ab-
geschlossenen Darstellung von Georg Brun-
ner54). Eine etwas modifizierte Fassung bietet
Bernard Crick ), der auf der Grundlage eines
differenzierten Merkmalkatalogs republikani-
sche, autoritäre und totalitäre Regierung als
die drei Grundformen politischer Systeme un-
terscheidet.
Das Aufkommen mannigfaltiger Formen poli-
tischer Herrschaft in den Ländern der Dritten
Welt stellt die Vergleichsforschung vor neue
Probleme. Die anfänglichen Versuche, diese
Regime lediglich als übergangsformen auf
dem Wege entweder zur liberalen Demokra-
tie oder zur totalitären Diktatur einzuordnen,
erweist sich bald als unzureichend56); außer-
dem erschwert der rasche Wandel dieser Re-
gime überhaupt ihre Erfassung mit dem bis-
herigen Kategorienschema. Diese Einsichten



führen zu einer Neuorientierung der Ver-
gleichsforschung ):57

— verstärkte Zuwendung zu den Herr-
schaftsformen der Dritten Welt;
— Erweiterung des Kategorienschemas für
den Vergleich über den engeren politisch-
institutionellen Bereich hinaus auf alle poli-
tisch relevanten Erscheingungsformen des
gesellschaftlichen Lebens — insbesondere die
politische Kultur — und ihres Wandels;
— schließlich Verlagerung des Vergleichs-
maßstabes von den Prinzipien der liberalen
Demokratie zur allgemeinen, .wertneutralen'
Orientierung an den jeweiligen Aufgaben und
Leistungen der politischen Systeme (struktu-
rell-funktionale Analyse).
Die auf dieser Grundlage vorgenommenen
Untersuchungen58) kommen zu neuen Klassi-
fikationen, in denen die bisherigen Typen —
Demokratie/(autoritäre und totalitäre) Dikta-
tur/Entwicklungsländer — nach verschie-
denen Kriterien in eine mehr oder minder
große Zahl von Unter- und Zwischenformen
aufgelöst werden ). Da in der gegenwärtigen
Welt die nichtdemokratischen Regime bei
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weitem überwiegen, wird ihnen besondere
Aufmerksamkeit gewidmet ). Dabei findet
das Modell totalitärer Herrschaft unter-
schiedliche Berücksichtigung. Amos Perlmut-
ter hält in seiner neueren Untersuchung über
den modernen Autoritarismus61) dieses Mo-
dell zwar für anwendbar auf einzelne Ent-
wicklungsphasen kommunistischer Systeme,
namentlich der Sowjetunion, Chinas und
Vietnams, verwendet es aber nicht als Sam-
melbegriff für kommunistische und national-
sozialistisch/faschistische Systeme. Für ihn
sind vielmehr bolschewistischer Kommunis-
mus, Nazismus und Faschismus selbständige
Typen des modernen Autoritarismus. Dage-
gen beharrt Juan J. Linz62) nach einer detail-
lierten Auseinandersetzung mit der Totalita-
rismuskritik auf der Nützlichkeit der Unter-
scheidung von autoritären und totalitären Re-
gimen, widmet seine Aufmerksamkeit aber
besonders den vor- und nachtotalitären über-
gangsformen autoritärer Herrschaft.

Um eine Synthese der älteren und neueren
Ansätze in der Systemvergleichsforschung
bemüht sich Gerhard Wuthe mit folgendem
Klassifikationsschema ):63

Es verbindet die klassische Gegenüberstel-
lung von Demokratie und Autokratie mit den
strukturell-funktionalen Ansätzen, nament-

lieh von Almond und Blondel, und kommt da-
mit zu einem totalitäre Herrschaftsformen
einschließenden Ablaufschema tatsächlicher
und potentieller Systemveränderungen.



VII. Totalitarismus als allgemeine Tendenz in der modernen
Gesellschafts- und Staatsentwicklung

Es hat in den Sozialwissenschaften wieder-
holt Versuche gegeben, den Anwendungsbe-
reich der Totalitarismustheorie über die fa-
schistisch/nationalsozialistischen und kom-
munistischen Systeme hinaus auf die mo-
derne Gesellschafts- und Staatsentwicklung
generell auszudehnen. Bereits in der Frühzeit
der Totalitarismusforschung sind solche An-
sätze nachweisbar64); größere Aufmerksam-
keit hat aber erst Herbert Marcuses These
vom totalitären Charakter der modernen In-
dustriegesellschaft in Ost und West gefun-
den65). Marcuse begründet seine Auffassung
mit der technisch-ökonomischen Gleichschal-
tung und Manipulation der Gesellschaft und
charakterisiert die westlichen Staaten — und
insbesondere die USA — als „Demokratie mit
totalitärer Organisation"66). Diese — auch in-
nerhalb der linken Demokratie-Kritik um-
strittene67) — Anwendung des Totalitaris-
musbegriffs hat sich jedoch in der weiteren
wissenschaftlichen Diskussion ebensowenig
durchsetzen können wie Roland Huntfords
Kennzeichnung des entwickelten (schwedi-
schen) Sozialstaats als totalitäre Wohlfahrts-
diktatur mit einer manipulativ erzeugten
„Liebe zur Knechtschaft”68).

70) K. D. Bracher (Anm. 43), S. 59.
71) H. Stangerup, Wo sich der „Große Bruder“ be-
reits eingerichtet hat: Skandinavien. Auf dem Weg
in den totalen Sozialstaat, in: Der Monat, (1984)1,
S. 100.
72) H. K. Rupp, Einige Bemerkungen zum Totalita-
rismusbegriff, in: liberal, (1982) 24, S. 184. Ein neue-
rer Beitrag von H. K. Rupp, „1984 — ein neues Feld
für die Totalitarismusforschung?“, vorgetragen auf
der Orwell-Tagung der Theodor-Heuss-Akademie
im Oktober 1983, ist noch nicht veröffentlicht.
73)A Paffenholz, Einleitung zu: ders (Hrsg.),

‘ W. Meyer-Larsen, 1984 — Industrialismus und
Diktatur, in: ders. (Hrsg.), (Anm. 1), S. 66.

Allerdings ist die Sensibilität für totalitäre
Gefährdungen und Versuchungen auch in li-
beral-demokratischen Systemen gewachsen.
In der innersozialistischen Diskussion über
die Weiterentwicklung der liberalen und so-
zialen Demokratie wird gewarnt, bei der an-
gestrebten sozialistischen Umgestaltung libe-
rale Freiheits- und Partizipationsrechte zu-
gunsten totalitärer Verfügungsgewalt über
die Gesellschaft aufzugeben69). Die in diesem
Zusammenhang von Revel beschworene Ge-
fahr eines „Verlangens nach Totalitarismus“
macht deutlich, daß totalitäre Herrschaft
„auch heute und für absehbare Zeit eine mög-

64) Vgl. M. Jänicke (Anm. 8), Kap. 1.2.3.: Die Einbe-
ziehung der westlichen Demokratie in das kritische
Totalitarismus-Schema, S. 110—123.
6 H. Marcuse, One-Dimensional Man, Boston
1964, deutsch: Der eindimensionale Mensch, Neu-
wied 198014
6) Ders., Repressive Toleranz, in: R. P. Wolff/B.
Moore/H. Marcuse, Kritik der reinen Toleranz,
Frankfurt/Main 1966, S. 108.

) Vgl. R. Kühnl, .Linke' Totalitarismusversionen,
in: M. Greiffenhagen/R. Kühnl/J. B. Müller
(Anm. 48), S. 91—119.
68 R. Huntford, The New Totalitarians, London
1971, deutsch: Wohlfahrtsdiktatur. Das schwedi-
sche Modell, Frankfurt/Main 1973.

) J.-F. Revel, La Tentation totalitaire, Paris 1975,
deutsch: Die totalitäre Versuchung, Frankfurt/
Main 1976.

liehe Konsequenz und Gefahr des Moderni-
sierungsprozesses (bleibt)"70).
Auf diese Gefahr wird besonders in den ,Or-
well-Jahr'-Diskussionen eingegangen, zum
Teil unter ausdrücklichem Bezug auf die ge-
nannten Autoren. Der dänische Schriftsteller
Henrik Stangerup kritisiert scharf die skandi-
navischen Sozialdemokraten und sieht im An-
schluß an Huntford Schweden weiterhin auf
dem Weg in eine „totalitäre Sozialordnung
westlicher Prägung"71). Mit Berufung auf Mar-
cuse überprüft Hans Karl Rupp die Anwend-
barkeit der Totalitarismustheorie auf die Ana-
lyse westlicher Gesellschaften. Ausgehend
von einer umfassenden Kritik der innenpoliti-
schen Entwicklung der Bundesrepublik hält
er die Umwandlung der liberalen Demokratie
in eine totalitäre Diktatur für „vorstellbar als
nach und nach symbiotische Verbindung von
staatlicher Bürokratie, staatlichem Gewaltap-
parat, Justiz und Führungszentralen der gro-
ßen Parteien und Verbände"72).
Während Rupp noch vorsichtig argumentiert,
und lediglich von „denkbaren" und „vorstellba-
ren" Tendenzen spricht, wird in anderen Bei-
trägen sehr viel unbefangener totalitäre Rea-
lität und Zwangsläufigkeit behauptet:
— Für Alfred Paffenholz ist die Orwellsche
Vision der Allmacht des Staates sowie der
totalen Fremdbestimmung und Kontrolle des
Bürgers „vielerorts — und vor allem im Be-
reich .Innere Sicherheit' — längst Realität ge-
worden, oft genug sogar übertroffen wor-
den"73);
— Werner Meyer-Larsen meint: „der friendly
fascism einer Technikgesellschaft ist da und
nicht zu bremsen... Je fortgeschrittener
Technologie und einseitiger Industrialismus,
desto totalitärer das politische System"74).
An diesen neueren Beiträgen fällt auf, daß sie
lediglich mit der Alternative liberal-totalitär
arbeiten und den inzwischen erreichten Dis-



kussions- und Erkenntnisstand der Totalita-
rismus- und Autoritarismusforschung über
die Zwischen- und übergangsformen politi-
scher Herrschaft zwischen den beiden Ex-
tremmodellen unberücksichtigt lassen. Diese
verkürzte Perspektive und der durchgehend
polemische Gebrauch des Begriffs .totalitär’
mindern den analytischen Wert der Beiträge
für eine demokratiekritische Analyse der
neueren technologisch-ökonomischen Ent-
wicklungen in westlichen Gesellschaften.

Umstritten bleibt auch die Frage, ob die tech-
nologische Entwicklung totalitäre Tendenzen
begünstigt oder nicht. Gegen die pessimisti-
schen Prognosen wendet z. B. Hermann

Lübbe ein, „daß gerade die technische Evolu-
tion den Totalitarismus nicht wahrscheinli-
cher, sondern ganz im Gegenteil unwahr-
scheinlicher machen wird"75), weil mit dem
Komplexitätsgrad moderner Gesellschaften
und der Perfektion der Massenkommunika-
tionsmittel die Dispositionsfreiheiten der In-
dividuen nicht ab-, sondern zunehmen. Die
politische Nutzung der technischen Möglich-
keiten könne nicht eo ipso unter Totalitaris-
musverdacht gestellt werden: „Hier bleibt die
entscheidende Differenz die, wer es denn sei,
der sich der technischen Mittel bedient"76).
Auch in der innersozialistischen Diskussion
wird die „lähmende Attraktivität" kritisiert,
„die ,1984' für Linke hat76a).

7) H. Lübbe, Totalitarismus. Anmerkungen zu
George Orwell 1984, in: H. Neumann/H. Scheer
(Hrsg.), (Anm. 1), S. 106.
76) Ebd., S. 107.
76a) Editorial zu B.-P. Lange/AM. Stuby (Hrsg.),
„1984", Argument-Sonderband 105, Berlin 1984, S. 6.
77) K. D. Bracher, Schlüsselwörter in der Geschich-
te, Düsseldorf 1978, S. 88.
78) K. D. Bracher, Zeit der Ideologien. Eine Ge-
schichte des politischen Denkens im 20. Jahrhun-
dert, Stuttgart 1982, S. 394.

VIII. Zusammenfassung

Bedeutung und Problematik des Totalitaris-
musbegriffs liegen darin, daß er zu jenen
„Schlüsselwörtern in der Geschichte" gehört,
die sowohl „Vehikel der notwendigen Begriff-
lichkeit und Verständigung" als auch „Träger
von Interpretation und Wertung“ sind77) und
sich damit nicht nur als Kategorien wissen-
schaftlicher Analyse, sondern auch als politi-
sche Kampfbegriffe verwenden lassen. Diese
doppelte Eigenschaft teilt der Begriff aller-
dings mit den meisten zentralen Begriffen der
Politikwissenschaft; deshalb ist auch die For-
derung, auf ihn wegen des tatsächlichen oder
möglichen politischen Mißbrauchs zu verzich-
ten, wenig hilfreich. Konsequent angewendet,
würde diese Forderung die politikwissen-
schaftliche Diskussion insgesamt in eine von
der politischen Realität völlig abgehobene ab-
strakte Kunstsprache verweisen. Die Wissen-
schaft hat über die Verwendung ihrer Begriffe
nach deren analytischer Brauchbarkeit zu
entscheiden.
Aus der bisherigen Darstellung sollte deut-
lich geworden sein, daß die Entwicklung der
Totalitarismusforschung nicht als ein poli-
tisch motiviertes Wechselbad von Hoch-Zeit,
Niedergang und Wiederaufstieg interpretiert
werden kann. Dieser Forschungsbereich hat
vielmehr ein durchaus .normales' Schicksal
wissenschaftlicher Erkenntnis. Er entsteht,
weil ein aktuelles politisches Phänomen (die
neuartigen Diktaturen) mit dem bisherigen
Instrumentarium nicht mehr angemessen
analysiert werden kann. Die Herausforderung
der westlichen Demokratien durch diese
neuen politischen Systeme verschafft der To-
talitarismustheorie eine zeitweilig herausge-
hobene Stellung in der Vergleichsforschung.

Veränderungen des Untersuchungsgegen-
standes (die nachstalinistische Entwicklung in
den kommunistischen Staaten), Verlagerun-
gen des Forschungsinteresses (auf die politi-
schen Systeme der Dritten Welt) sowie neue
Erkenntnisse der Detailanalysen (in der Fa-
schismus- und NS-Forschung) bewirken den
üblichen Prozeß des wissenschaftlichen Fort-
schritts: Modifizierungen der Theorie, Relati-
vierung ihrer Bedeutung, Konkurrenz mit an-
deren Erklärungsmustern. Die Totalitarismus-
theorie tritt in diesem Prozeß aus ihrer expo-
nierten Stellung in das Glied der Wissen-
schaft zurück, behauptet dort aber ihren Platz
neben anderen Konzeptionen.
Der Schwerpunkt des Interesses in der inter-
nationalen Vergleichsforschung liegt gegen-
wärtig mehr bei der Vielzahl nichtdemokrati-
scher Systeme. Für die Unterscheidung der
Herrschaftsstrukturen innerhalb dieser Grup-
pe, aber auch für die Analyse der Entwick-
lung demokratischer Herrschaftsformen wird
eine flexible Totalitarismustheorie wohl wei-
terhin Verwendung finden, solange wir in ei-
nem „Zeitalter der Ideologien und ihrer totali-
tären Gefährdungen"78) leben.



Gert-Joachim Glaeßner

Neue Konzepte der Kommunismusforschung

I. Analysekonzepte der siebziger Jahre
Was ist ein kommunistisches System? Diese
Frage stellt Stephen White in einem Artikel
in der Zeitschrift „Studies in Comparative
Communism" im Jahre 1983. Eine erstaunli-
che Frage nach etwa vierzig Jahren systema-
tischer Kommunismusforschung. Vor zwanzig
oder dreißig Jahren sei es — so Stephen
White — noch relativ einfach gewesen, kom-
munistische Systeme zu identifizieren: Sie re-
präsentierten das sowjetische Modell einer
Parteiherrschaft leninistischen Typs, mit ei-
ner marxistisch-leninistischen Partei als Füh-
rungskraft, zentralisierter Wirtschaft und ei-
ner verbindlichen Ideologie.
Heute ist es wesentlich schwieriger, klare
und eindeutige Aussagen zu machen: Die
kommunistischen Staaten stellen keinen ko-
härenten Block mehr dar. Die „Risse im Mo-
nolith", die Karl W. Deutsch zu Beginn der
sechziger Jahre bemerkte, haben sich vertieft.
Und zweitens hat sich durch die Ausbreitung
kommunistischer und sozialistischer Regime
und Befreiungsbewegungen in der „Dritten
Welt“ das Erscheinungsbild nicht unerheblich
geändert. „Die zunehmende Fragmentierung
und Diversifizierung der kommunistischen
Welt hat es in der Tat sehr schwer gemacht,
genau zu bestimmen, was ein kommunisti-
sches oder marxistisch-leninistisches System
genannt werden kann." )1

Mit dieser Entwicklung korrespondiert eine
Fragmentierung und Diversifizierung der
theoretischen Konzepte der Kommunismus-
analyse. Das vorherrschende Analysekonzept
der vierziger und fünfziger Jahre, der Totali-
tarismusansatz, wurde abgelöst durch eine
Vielzahl „modernerer" Ansätze, die den Ver-
such unternehmen, die Weiterentwicklung in
den Sozialwissenschaften für die Kommunis-
musanalyse zu nutzen.
Ausgangspunkt der Abkehr vom Totalitaris-
muskonzept waren nicht nur die zu Beginn
der sechziger Jahre wachsende Kritik an sei-
ner politischen Funktion, probates Mittel der
Systemauseinandersetzung in der Zeit des
Kalten Krieges zu sein, sondern vor allem
seine analytischen Mängel. Diese zeigten sich
u.a. in seiner Unfähigkeit, die dynamischen

Prozesse gesellschaftlicher und politischer
Veränderungen in den sowjetsozialistischen
Staaten zu begreifen, stellte es doch ein Ana-
lysekonzept dar, das sich im wesentlichen auf
die Beschreibung statischer, als unveränder-
lich und systemnotwendig angesehener Ele-
mente des politischen und ökonomischen Sy-
stems beschränkte (wie bei Carl Joachim
Friedrich2) oder im Zentralverwaltungswirt-
schaftsansatz) und „Bewegung“ nur als perma-
nenten Prozeß der Verwirklichung der totali-
tären Ziele einer Partei begriff, die, wie es
Hannah Arendt formulierte3), sich anschickt,
die vermeintlichen Gesetze der Natur oder
der Gesellschaft mit dem Mittel des Terrors
zu exekutieren.

1. Phasen der Kommunismusanalyse

Nach der von der Mehrzahl der Kommunis-
musforscher vollzogenen Aufgabe oder doch
zumindest Relativierung des Totalitarismus-
konzepts ist die Forschung in der Bundesre-
publik und den angelsächsischen Ländern
verschiedene Wege gegangen; das betrifft so-
wohl die Bestimmung des Forschungsgegen-
standes als auch die angewandten Metho-
den.
Während der Schwerpunkt in der Bundesre-
publik weiter auf dem Feld der „area studies",
d. h. auf Untersuchungen über einzelne ge-
sellschaftliche Systeme, z. B. der Sowjetunion
oder der DDR, lag und eine oft beklagte Iso-
lierung von Spezialdisziplinen wie der
„Osteuropa-Forschung" oder der „DDR-For-
schung" von den jeweiligen „Mutterwissen-
schaften" zu verzeichnen ist, liegt in den an-
gelsächsischen Ländern das Schwergewicht
auf dem Vergleich sozialistischer Systeme
(„comparative communism"), da nach verbrei-
teter Ansicht nur so der Weg zu einer allge-
meinen Theorie sozialistischer Systeme offen-
gehalten werde. Es ist kein Zufall, daß viele
unter dem Etikett „Vergleichender Kommu-
nismus“ firmierende Sammelwerke sich bei
näherem Hinsehen als Zusammenstellungen
von einzelnen Länderbeiträgen erweisen, ver-
faßt von Autoren, die über besonders inten-



sive Kenntnisse einer einzelnen Region ver-
fügen4). Einen weiteren Unterschied in der
Entwicklung gilt es festzuhalten: Die Theorie-
bildung, insbesondere der die nordamerikani-
sche Sozialwissenschaft prägende Hang zur
Modellbildung, ist in der Forschung über die
sozialistischen Systeme im wesentlichen
nachvollzogen, zum Teil von ihr mitbestimmt
worden, während sie in der Kommunismus-
forschung der Bundesrepublik nicht diese
große Rolle spielt In diesem Zusammenhang
lassen sich vier verschiedene, sich überlap-
pende Phasen der Modellbildung ausmachen.
1. Seit den späten dreißiger Jahren herrschte
der Totalitarismusansatz vor, der von Anfang
an ein ideologisches und analytisches Kon-
zept zugleich gewesen ist.
2. Mitte der fünfziger Jahre, vor allem be-
einflußt durch die Arbeiten von Barrington
Moore, hat die Vorstellung an Bedeutung ge-
wonnen, daß traditionelle und technokrati-
sche Impulse, die aus der Gesellschaft kom-
men bzw. ihre Ursache in der Entwicklung
der Produktivkräfte haben, mit der revolutio-
nären Ideologie kommunistischer Parteien in
Konflikt geraten und zu einer relativ offenen
Entwicklung dieser Gesellschaftssysteme füh-
ren können.
3. Die Entdeckung nationaler „Kommunismen“
und später der Versuch, kommunistische Sy-
steme miteinander zu vergleichen, hat mit der
Vorstellung gebrochen, diese Systeme seien
uniform, die Analyse der Sowjetunion könne
die der einzelnen sozialistischen Staaten er-
setzen. Beide Sichtweisen zielen auf die Un-
terschiede und Spezifika der Entwicklung
einzelner Systeme.
Mit dieser „komparativen Perspektive“ ging
der Versuch einher, die sozialistischen Sy-
steme im allgemeinen Kontext der „compara-
tive politics" zu behandeln. Die Formel von
Robert Tucker, es handle sich bei den soziali-
stischen Systemen um „movement regimes",
und der Begriff „mobilization regimes" von
David Apter haben die Sozialismusanalysen
wesentlich beeinflußt und geprägt.
4. Seit Mitte der sechziger Jahre setzte sich
dieser Trend durch. Sozialwissenschaftliche
Ansätze und Theorien wurden in der Kommu-

nismusforschung aufgegriffen und spezifi-
ziert:
— der Interessengruppenansatz von Gordon
Skilling,
— der partizipationstheoretische Ansatz von
Jan Triska oder von Theodore H. Friedgut,
— organisations- und bürokratietheoretische
Ansätze u. a. von Alfred G. Meyer,
— Theorien des sozialen Wandels, der Mo-
dernisierung und politischen Entwicklung
u. a. von Samuel P. Huntington, John H.
Kautsky, Chalmers Johnson,
— der Industriegesellschaftsansatz und kon-
vergenztheoretische Überlegungen u. a. von
David Lane, Daniel Bell, Herbert Marcuse,
Zbigniew Brzezinski und Samuel P. Hunting-
ton.
Dieser grobe Überblick darf jedoch nicht dazu
verführen, die „traditionellen" Ansätze für ob-
solet zu halten. Eine Reihe von Autoren hält
am Totalitarismuskonzept fest (z. B. Leonard
Schapiro). Es ist auch der Versuch unternom-
men worden, mehrere Ansätze miteinander
zu verbinden. Der folgende Überblick über
die Analysekonzepte der siebziger Jahre
stellt insofern nur eine stark vereinfachte
Sichtweise vor, als er den vielfältigen Quer-
verbindungen einzelner Ansätze und Kon-
zepte nicht nachgehen kann5).

2. Der Sozialismus
als Modernisierungssystem

Nach Stalins Tod waren die Sowjetunion und
die sowjetsozialistischen Staaten in Ost- und
Mitteleuropa unverkennbaren Wandlungs-
prozessen unterworfen. Die längerfristige Be-
wältigung der Folgen der großen Systemkri-
sen von 1953 und 1956/57 und die wissen-
schaftlich-technischen Erfolge (vor allem in
der Atomtechnologie und der Weltraumfahrt)
zeigten, daß die sozialistischen Systeme
durchaus in der Lage waren, nicht-terroristi-
sche politisch-soziale Konfliktbewältigungs-
strategien zu entwickeln und wissenschaft-
lich-technische und industrielle Innovationen
vorzunehmen. Die politische und wirtschaftli-
che Konsolidierung dieser Systeme, die die
Phase rasanter politisch-sozialer Umwälzun-
gen hinter sich gebracht hatten und in denen
sich der Prozeß der Revolution von oben „ver-
alltäglicht" hatte, warf die Frage nach den sie
prägenden allgemeinen gesellschaftlichen
Gesetzmäßigkeiten auf. Die empirische Ana-
lyse der neuen Sozialstruktur und der durch



sie ermöglichten hohen horizontalen und ver-
tikalen Mobilität, der veränderten Stellung
der Partei und der Massenorganisationen, der
neu entstehenden Konflikte zwischen ver-
schiedenen sozialen Rollen, Normen und
Leitbildern und schließlich der Wandlungen
der ideologischen Dogmen führte zu neuen
Bewertungen.
Nicht mehr nur Machterhaltung wird als Mo-
vens der Politik der Partei begriffen, sondern
der Zwang und der Wille, die bestehenden
politischen, ökonomischen und sozialen
Strukturen an die Anforderungen einer mo-
dernen industriellen Gesellschaft anzupas-
sen.
Die kommunistischen Parteien sind, so lautet
die Grundthese, fähig, sozialen und gesell-
schaftlichen Wandel und eine Modernisie-
rung des Systems in die Wege zu leiten. So-
zialer Wandel und Modernisierung in der So-
wjetunion und den anderen sozialistischen
Ländern heißt für die Mehrzahl der Autoren
aber auch, daß diese Gesellschaften sich der
Notwendigkeit beugen, bestimmte Modifika-
tionen ihrer tradierten, ideologisch normier-
ten Vorstellungen von der Struktur, Funk-
tionsweise und den Zielen der sozialisti-
schen/kommunistischen Gesellschaft vorzu-
nehmen. Die tradierten Ziele der kommuni-
stischen Revolution und die notwendigen
Wandlungsprozesse hochindustrialisierter
Systeme sind, so lautet die Botschaft, unver-
einbar.
In einem 1970 unter dem programmatischen
Titel „Change in Communist Systems" veröf-
fentlichten Sammelband werden die verschie-
denen Aspekte des politischen und sozialen
Geschehens unter dem Gesichtspunkt „Mo-
dernisierung mit Hilfe eines Mobilisierungs-
systems" analysiert. Vier Dimensionen des so-
zialen Wandels seien es, die einer Erklärung
bedürften:
1. Veränderungen in der Struktur des politi-
schen Systems von einem Einparteiensystem
mit einem autonomen Diktator an der Spitze
zu einer kollektiven Führung und einer par-
teibeherrschten nationalen Front;
2. Veränderungen im Vertrauen auf die Wirk-
samkeit des Terrors als soziales Disziplinie-
rungsinstrument, in der Regel von einer ho-
hen zu einer mittleren und schließlich gerin-
gen Bedeutung des Terrors;
3. der Wandel in der Struktur des ökonomi-
schen Systems von einer zentralisierten Be-
fehlswirtschaft zu einem halb-zentralisierten
Managersystem und schließlich zu einem
Markt-Sozialismus;
4. im Falle der von außen aufgezwungenen
kommunistischen Regime: die Entwicklung

vom Status des Satelliten zu einem Partner-
staat und schließlich hin zu einem unabhängi-
gen kommunistischen Nationalstaat6).
Im Gegensatz zum Totalitarismuskonzept, das
eine Antwort auf die meisten dieser Probleme
schuldig blieb, begreifen die Autoren dieses
Bandes die sozialistischen Systeme als „mobi-
lization regimes", eine spezifische Form der
Entwicklungsdiktatur, in der der Staat als
Entwicklungs- und Modernisierungsagentur
die in anderen Systemen spontan und unge-
plant ablaufenden Veränderungen initiiert
und lenkt. Der Staat hat die möglichst
schnelle Entwicklung zu gewährleisten und
zugleich, da diese ohne ihre Überwindung
nicht denkbar ist, die tradierten politischen
und ökonomischen Institutionen, kulturellen
Normen und gesellschaftlichen Verhaltens-
weisen zu beseitigen.
Diese Anpassungsprozesse stellen sich in den
verschiedenen Ländern, die eine sozialisti-
sche Entwicklung eingeschlagen haben, sehr
unterschiedlich dar, je nachdem, ob das sozio-
politische Experiment des Sozialismus in Eu-
ropa, Asien, Afrika oder Lateinamerika unter-
nommen wird.
Da die sozialistische Revolution nur in ökono-
misch zurückgebliebenen Ländern gesiegt hat
und die wenigen hochentwickelten Länder,
die nach 1945 in den Machtbereich der So-
wjetunion gerieten, deren politisch-admini-
strative und ökonomische Strukturen, die für
eine nachzuholende industrielle Entwicklung
gedacht waren, übernahmen, standen alle so-
zialistischen Länder nach einer Aufbau-, Re-
konstruktions- und Übergangsphase vor der
Notwendigkeit, diese Strukturen zu „moderni-
sieren". Modernisierung impliziert ökonomi-
sche, soziale und politische Entwicklungen.
Die Verwendung von Begriffen wie sozialer
und gesellschaftlicher Wandel, Modernisie-
rung und politische Entwicklung u. a. bei ame-
rikanischen Autoren lenkte den Blick auf die
Wandlungsfähigkeit sozialistischer Systeme.
Unterstellt wurde ein allgemeiner, in allen
Gesellschaftssystemen, in allen Phasen der
historischen Entwicklung und in allen Welt-
regionen im wesentlichen ähnlich verlaufen-
der Prozeß politisch-ökonomischer und ge-
sellschaftlicher Entwicklung zur Modernität.
Die Wissenschaftler, die dieses Konzept auf
Osteuropa angewendet haben, waren nach
Meinung von H. Gordon Skilling geradezu
„besessen" von diesem Konzept, das ursprüng-
lich für „nichtmoderne" Gesellschaften in
Asien, Afrika und Lateinamerika entwickelt



worden war und dann auch in der Kommunis-
musanalyse angewandt wurde7).

1/2, S. 125 ff.
8) Zur neueren Diskussion vgl. die bei H. G.
Skilling (Anm. 7) angegebene Literatur.
9) Ebd., S. 126.
10) J. H. Kautsky, Communism and the Compara-
tive Study of Development, in: F. J. Fleron Jr. (Ed.),
(Anm. 4), S. 199 f.

Die Problematik der im Modernisierungs-
und Entwicklungsansatz enthaltenen idealty-
pischen Sicht „moderner" Gesellschaften, die,
wie bei Gabriel A. Almod und Sydney Verba,
den „Vätern" dieses Ansatzes, als Maßstab für
Modernität die westliche „civic culture" setzt,
ist vielfach kritisiert worden8), desgleichen
ihre dichotomische Sichtweise: entweder
Wandel und Entwicklung oder Immobilismus
und Beharrung. Da in diesen Gesellschaften
aber beides gleichzeitig vorhanden ist, macht
es diese „Gleichzeitigkeit des Ungleichzeiti-
gen" (Ernst Bloch) schwer, wissenschaftlich
zuverlässige Kriterien dafür zu finden, was
signifikante Veränderungen und Wandlungs-
tendenzen sind und welche Erscheinungen es
rechtfertigen, von Immobilismus zu reden. Ein
weiterer entscheidender Einwand ist u. a. von
Skilling formuliert worden: Gefährlich für die
nötige Klarheit und analytische Prägnanz des
Modernisierungskonzepts sei die Vorstellung
gewesen, Osteuropa sei ein einziges Ganzes.
Dies habe in die Irre geführt, da die manife-
sten Unterschiede im Entwicklungsstand der
einzelnen Länder ignoriert worden seien9).
Schließlich ist die Tendenz unverkennbar, un-
ter der Leitfragestellung Modernisierung die
Spezifika eines politischen Systems zu ver-
nachlässigen, das sich auf die Ideologie des
Marxismus-Leninismus beruft. — John A.
Kautsky beispielsweise begreift kommunisti-
sche und nationalistische Bewegungen und
Regime unterschiedslos als „Modemisie-
rungsbewegungen" ).10

3. Sozialistische Industriegesellschaft

Endpunkt aller modernisierungs- und ent-
wicklungstheoretischen Konzepte ist die ent-
wickelte Industriegesellschaft (für einige Au-
toren bereits die „postindustrielle Gesell-
schaft"). Die Mehrzahl der Autoren, die sich
des Modernisierungskonzepts bedienen, sieht
die sozialistischen Länder erst auf dem Weg
zu diesem Ziel; für die Vertreter des Indu-
striegesellschaftsansatzes sind sie bereits dort
angekommen. Ihre Argumentation steht in
der wissenschaftlichen Tradition des 19. Jahr-
hunderts (Herbert Spencer, Auguste Comte,
Lorenz von Stein u. a.) und der Kapitalismus-

deutung Max Webers, der dem globalen Pro-
zeß der „Rationalisierung" eine alle gesell-
schaftlichen Systeme prägende Kraft zumaß.
Sie beruft sich aber gelegentlich auch auf
konservative Autoren wie Hans Freyer oder
Arnold Gehlen und deren kulturpessimisti-
sche Sicht, die von einer ganz anderen Warte
aus auch von Herbert Marcuse geteilt wird,
der von der Gefahr einer Industriegesell-
schaft im Gewände eines technokratischen
Totalitarismus spricht.
Wesentlich geprägt war die Industriegesell-
schaftsdiskussion durch das evolutionistische
Entwicklungsmodell von Walt Whitman Ro-
stow, der in seinem „antimarxistischen Mani-
fest" fünf Phasen der Gesellschaftsentwick-
lung unterscheidet:
1. die traditionelle Gesellschaft
2. die Anlaufperiode
3. die Periode des wissenschaftlichen Auf-
stiegs (take-off-Periode)
4. die Entwicklung zur Reife
5. das Zeitalter des Massenkonsums ).11

Die formalen Ähnlichkeiten einer solchen
Einteilung der Menschheitsentwicklung mit
der marxistischen Formationsvorstellung
sind nicht zu übersehen, doch sind auch die
Unterschiede deutlich. Der Industriegesell-
schaftsansatz umgreift beide, kapitalistische
und sozialistische Industriegesellschaften. Er
beurteilt Gesellschaften, marxistisch gespro-
chen, nach dem Stand der Produktivkräfte,
nicht nach den Produktionsverhältnissen.
Nicht die unterschiedlichen Eigentumsfor-
men sind das entscheidende Bewertungskri-
terium, sondern der erreichte wissenschaft-
lich-technische und ökonomische Entwick-
lungsstand.
Einer solchen eindimensionalen Sichtweise
haben die Verfasser des sogenannten „Richta-
Reports" eine reflektierte Analyse der wissen-
schaftlich-technischen Revolution und ihrer
sozialen und politischen Auswirkungen ent-
gegengesetzt, die trotz ihrer — zeitbedingten
— außerordentlich positiven Beurteilung der
mit diesem Prozeß einhergehenden Entwick-
lungschancen für die sozialistischen Systeme
aktuell bleibt. Diese Aktualität ist vor allem
der Tatsache geschuldet, daß hier eine Ana-
lyse der wissenschaftlichen, technischen und
ökonomischen Bedingungen mit der Frage
nach einer Demokratisierung der sozialisti-
schen Systeme (nicht ihrer Rückkehr zum Ka-
pitalismus) verbunden worden ist. Die wich-

11) W. W. Rostow, Stadien wirtschaftlichen Wachs-
tums. Eine Alternative zur marxistischen Entwick-
lungstheorie, Göttingen 1967 3.



tigsten Überlegungen dieses Kollektivs fan-
den 1968 Eingang in eine Konzeption für ein
neues Parteiprogramm der KPÖ ).12

Die Industriegesellschaftskonzeption geht
demgegenüber davon aus, daß die Technolo-
gie und ihre Organisation als das dominie-
rende Element gegenüber der Eigentums-
struktur anzusehen sei, so daß letztere weit-
gehend negiert werden könne, um so mehr,
als die traditionellen Formen privatkapitali-
stischer Verfügung über das Eigentum obso-
let seien. Daß eine ausschließlich mit tech-
nisch-technologischen und ökonomischen Ka-
tegorien argumentierende Industriegesell-
schaftstheorie zu kurz greift, ist vielfach be-
mängelt worden. Daniel Bell schlägt einen auf
den ersten Blick bestechenden Ausweg aus
der Sackgasse eindimensionaler und mono-
kausaler Erklärungsmodelle vor: „dieselben
Produktivkräfte — menschliche Arbeitskraft
und Technologie — existieren innerhalb
höchst unterschiedlicher Formen gesell-
schaftlicher Beziehungen ... .koppeln' wir
Marx' Idee .auseinander', so zeigt sich, daß es
logisch gesehen zwei verschiedene Schemata
sozialer Entwicklung gibt: das Schema der
vorindustriellen, industriellen und nachindu-
striellen Gesellschaft längs der einen Achse,
und das Schema des Feudalismus, Kapitalis-
mus und der staatskollektivistischen Gesell-
schaft entlang einer anderen ... Längs der
Achse der Technologie sind die Vereinigten
Staaten wie die Sowjetunion auf einem ge-
meinsamen Fundus von technologischem
Wissen aufbauende Industriegesellschaften;
längs der Achse der Besitzverhältnisse hinge-
gen unterscheiden sich beide ... Im einen Fall
handelt es sich um eine weitgehend privatka-
pitalistische Ordnung, im andern um eine
staatlich (oder bürokratisch) kollektivisti-
sche." )13

Zwischen der Eigentumsverfassung und dem
wissenschaftlich-technischen und industriel-
len Entwicklungsstand einer Gesellschaft ist
damit eine — sehr schematische — Bezie-
hung hergestellt, die Bell zu folgenden Zuord-
nungen führt:
USA — industriell-kapitalistisch
UdSSR — industriell-

staatskollektivistisch
China — vorindustriell-

staatskollektivistisch
Indonesien — vorindustriell-kapitalistisch.

2 Vgl. Zivilisation am Scheideweg (Richta Report).
Soziale und menschliche Zusammenhänge der wis-
19nschaftlich-technischen Revolution, Freiburg

1) D. Bell, Die nachindustrielle Gesellschaft, Rein-
bek bei Hamburg 1979, S. 11 f.

Gemeinsam sei allen Industriegesellschaften
die Technologie, die Art des erforderlichen
Fachwissens zu ihrer Handhabung, die
Grundzüge der Arbeitsorganisation und das
an Wirtschaftlichkeit ausgerichtete Prinzip
funktioneller Effizienz ).14

Die wichtigsten Differenzen zwischen den
verschiedenen Vertretern dieses Ansatzes be-
stehen in der Frage, ob die technisch-techno-
logischen Bedingungen Sachzwangcharakter
annehmen. Bell meint, daß alle Industriege-
sellschaften unter gewissen allgemeinen
Zwängen stehen, die überall ähnliche Aktio-
nen auslösen und die Anwendung bestimmter
Techniken erzwingen. Von technologischen
Sachzwängen zu sprechen, hält er aber für
allzu rigoros und deterministisch. Andere
Theoretiker vertreten demgegenüber die Auf-
fassung, daß sich politisch und gesellschaft-
lich folgenreiche Entscheidungen tendenziell
im Vollzug des immanenten Sachzwangs ver-
fügbarer Techniken auflösen: dies bedeutet
eine Ausweitung der „Rationalisierung" auf
den Prozeß politischer Entscheidung, hinter
der die bestimmenden gesellschaftlichen In-
teressen vermeintlich zurückstehen ) .15

Daß die traditionellen politischen Strukturen,
die aus der Zeit des nachrevolutionären Auf-
baus einer neuen Gesellschaft und der stalini-
stischen Autokratie überkommen sind, sol-
chen Entwicklungen nicht gewachsen seien,
ist übereinstimmende Auffassung der Theore-
tiker der Industriegesellschaft Sie vertraten
Ende der sechziger, Anfang der siebziger
Jahre eine eher zuversichtliche Einschätzung
der denkbaren Entwicklung der sozialisti-
schen Systeme16) und sahen Veränderungs-
tendenzen nicht nur im wissenschaftlich-
technischen und ökonomischen Bereich, son-
dern auch in Politik und Verwaltung. Diese
Systeme seien, so lautete die Vermutung, ge-
zwungen, sich den Bedingungen der moder-
nen industriellen Gesellschaft zu stellen,
wollten sie als System überleben. Begriffe wie
.Anpassung” und „Einpassung" in diese Anfor-
derungen bestimmten die Diskussion. Ihre
Verwendung kennzeichnet eine vereinfachte
Sicht des Verhältnisses von sozialen Wand-
lungstendenzen in hochindustrialisierten Ge-
sellschaften sowjetsozialistischen Typs, gegen
die sich nicht nur marxistische Autoren, son-
dern auch Vertreter des Modernisierungs-
konzepts wie Dankwart Rüstow wenden. Die

14)Ebd., S. 79.
15) Vgl. H. Schelsky, Der Mensch in der wissen-
schaftlichen Zivilisation, Köln-Opladen 1961.
16) Vgl. D. Lane, The Socialist Industrial State. To-
wards a Political Sociology of State Socialism, Lon-
don 1976, S. 56 ff.



These, daß der Verlauf und die Formen der
„ökonomischen Evolution" unilinear seien und
daß die „politische Evolution“ eine unmittel-
bare Folge der zugrundeliegenden ökonomi-
schen und sozialen Wandlungstendenzen sei,
wird von ihm als unzulässige Simplifizierung
abgelehnt ).17
Diese Kritik trifft einen analytischen Ansatz,
wie er in der Bundesrepublik vor allem von
Peter Christian Ludz vertreten worden ist Es
sei die Industriegesellschaft, so argumentiert
er, die die Strukturen und die Handlungsmu-
ster der politischen und ökonomischen Eliten
bestimme und die sozialistischen Systeme
zwinge, entscheidende Modifikationen ihres
ideologischen Selbstverständnisses und prak-
tischen Handelns vorzunehmen ). Die Wand18 -
lung des politischen Systems von einer — von
außen oktroyierten — „totalitären" zur „autori-
tären“ Herrschaft ist nach Auffassung von
Ludz als typisches Zeichen eines Anpassungs-
prozesses an die Bedingungen der industriel-
len Gesellschaft anzusehen. Im Mittelpunkt
einer empirischen Analyse dieses Prozesses
stehen die Leistungen und Fehlleistungen des
politisch-administrativen Systems, die sozia-
len Veränderungen und die Wandlungen der
Ideologie. Funktionsschwächen und Fehlent-
wicklungen werden dem politischen System
und dessen mangelnder Anpassungsfähigkeit
angelastet, und damit wird — oft gegen den
Willen der Autoren — die weitverbreitete
Meinung unterstützt, die sozialistischen Staa-
ten seien zu rationaler Planung nicht fähig;
möglichst reibungsloses Funktionieren der
Apparaturen, Leistungsorientierung, Arbeits-
disziplin, Wirtschaftswachstum usw. gelten
als positive Werte an sich, als „allgemeine An-
forderung der modernen Industriegesell-
schaft", die endlich auch von den sozialisti-
schen Systemen akzeptiert werden. Es domi-
niert der Funktionsaspekt Die gesellschaftli-
chen Systeme des „Westens" und der soziali-
stischen Staaten funktionieren, wobei ihnen
die Funktionsmuster — wenn nicht gar die zu
treffenden Entscheidungen — von den Sach-
zwängen der modernen Industrie und der
Entwicklung des wissenschaftlich-techni-
schen Fortschritts weitgehend vorgegeben
werden.

4. Konvergenz der Systeme?
Den modernen Industriegesellschaften wer-
den so viele gemeinsame Eigenschaften zuge-

schrieben, daß die Frage naheliegt, ob die
nicht zu übersehenden Systemunterschiede
nicht an Bedeutung verlieren und sich ein
einheitlicher Typus der Industriegesellschaft
herausbildet. In der Nachfolge von Pitirim
A. Sorokin, der 1944 eine Vielzahl soziologi-
scher Gemeinsamkeiten zwischen den USA
und der UdSSR auszumachen glaubte, wurden
von verschiedenen Autoren konvergierende
Tendenzen analysiert. Raymond Aron sah sie
in der Art der Verfügungsberechtigung über
die Produktionsmittel, der Funktion der
Staatsgewalt, der Rolle der Intelligenz und ei-
nem egalitären Trend im sozialen Sektor19).
Neben dieser in der sozial- und kulturphiloso-
phischen Tradition industriegesellschaftlicher
Überlegungen stehenden soziologischen
Sicht dominiert eine wirtschaftstheoretische,
die sich vor allem auf das einflußreiche,
höchst spekulative Modell der Stadien des
Wachstums von Rostow stützt, das eine ge-
schlossene Darstellung konvergenztheoreti-
scher Annahmen enthält
Den optimistischen Vorstellungen von einer
Konvergenz der Systeme im Zeichen des
Massenkonsums und eines steten Wachs-
tums, wie sie auch von Jan Tinbergen, John
Kenneth Galbraith u. a. vertreten worden
sind, steht die pessimistische Konvergenzvor-
stellung Herbert Marcuses gegenüber, der ge-
meinsame Tendenzen zur Zentralisation und
Reglementierung, der wachsenden Herrschaft
ökonomischer und politischer Bürokratien
und der Gleichschaltung des Volkes mit Hilfe
der Massenmedien, der Unterhaltungsindu-
strie und der Erziehung konstatiert20).
Die einflußreiche Studie von Samuel P. Hun-
tington und Zbigniew Brzezinski „Politische
Macht USA/UdSSR"21) kritisiert die Über-
schätzung der Rolle der ökonomischen Fakto-
ren. Weder könne von einem direkten Zu-
sammenhang von ökonomischer Entwicklung
und Erscheinungen der Liberalisierung, De-
mokratisierung, größerem Pluralismus usw.
ausgegangen werden, noch lasse sich die
These halten, kommunistische Systeme könn-
ten Industrialisierung und Wohlstand nicht
überleben, im Gegenteil, Modernisierung und
Festigung des bestehenden politischen Sy-



stems seien nicht nur vorstellbar, sondern
wahrscheinlich und in vielen Bereichen nach-
weisbar.
Sie setzen also der Konvergenz eine Diver-
genz entgegen: Die wissenschaftlich-techni-
schen und ökonomischen Entwicklungspro-
zesse industrialisierter Systeme seien unter
durchaus verschiedenen, ja gegensätzlichen
politischen und Eigentumsverhältnissen vor-
stellbar. Der von ihnen benutzte Begriff der
„Evolution“ hat so einen doppelten Aspekt; er
benennt Wandlungstendenzen im Inneren
und zugleich die Verstärkung der Wesens-
merkmale des Systems nach innen und außen.
Unterschiedliche Interessen und Konflikte
seien, so argumentieren Brzezinski und Hun-
tington, durchaus erkennbar; aber die Tradi-
tion der kommunistischen Parteien komme
einer solchen Einheit der Bürokratie ebenso
zugute wie die allgemeine Tendenz, daß sich
die moderne Bürokratie normalerweise in
Richtung der Zentralisierung bewege. Die po-
litischen Systeme der USA und der UdSSR
sind nach ihrer Auffassung jedes auf seine
Weise höchst erfolgreich gewesen, und es
gebe daher keine Anzeichen und keine Not-
wendigkeit für eine Konvergenz.

Eine Wertung der Konvergenztheorie muß
sich — bei allen Unterschieden in den wis-
senschaftlichen und politischen Positionen —
mit der Tatsache auseinandersetzen, daß sich
die zentralen Aussagen als nicht zutreffend
erwiesen haben. Sie muß aber auch die Rolle
reflektieren, die solche theoretischen Überle-
gungen für die Debatte über die sozialisti-
schen Systeme und die praktische Politikbe-
ratung gespielt haben. Hier sind ihr gewisse
Verdienste nicht abzusprechen, hat sie doch
die herrschenden Totalitarismusvorstellun-
gen nachhaltig in Frage gestellt. Indem sie
sich jedoch vor allem dem Aspekt des Funk-
tionierens sozialistischer und kapitalistischer
Systeme zuwandte, hatte sie einen technokra-
tischen Zug, der nicht nur die Wertorientie-
rung des anderen, sondern oft auch die des
eigenen Gesellschaftssystems vernachlässigt.

5. Rekonzeptualisierung marxistischer
Ansätze

Das Jahr 1968 markiert den Beginn einer Re-
naissance marxistischer Ansätze in den So-
zialwissenschaften. Die Aufkündigung des ge-
sellschaftlichen Konsenses durch Teile der
jungen Generation in westlichen Demokra-
tien und die militärische Verhinderung einer
Reform eines sowjetsozialistischen Systems
aus sich selbst heraus in der CSSR haben
einer kritischen, von marxistischen Positio-

nen ausgehenden Sozialismusanalyse neue
Anstöße gegeben. ■
Dabei wurden in einer ersten Phase vor allem
die Diskussionen rezipiert, die vor und nach
der Oktoberrevolution die sowjetische Ent-
wicklung begleitet hatten. Rosa Luxemburgs
Kritik an Lenins Parteitheorie und der russi-
schen Revolution, linkskommunistische,
trotzkistische, anarchosyndikalistische und
sozialdemokratische Einschätzungen der rus-
sischen Entwicklung aus den zwanziger und
dreißiger Jahren wurden erneut diskutiert
und — ein Ergebnis der zunehmenden Zer-
splitterung und Fraktionierung der „Neuen
Linken“ — z. T. kritiklos übernommen und für
die eigene Gruppierung oder „Partei" rekla-
miert. Einen nicht minder großen Einfluß hat-
ten die Schriften der „Frankfurter Schule"
bzw. die ihrer ehemaligen Mitglieder, vor al-
lem von Herbert Marcuse.
Für die unorganisierte Linke in der Bundesre-
publik und West-Berlin spielte seit Beginn
der siebziger Jahre auch die aus der Konfron-
tation mit der KP Italiens entstandene Posi-
tion der Gruppe „II Manifesto" eine wichtige
Rolle, ebenso wie die aus der Debatte um den
„Eurokommunismus“ erwachsene Differenzie-
rung innerhalb der traditionellen parteikom-
munistischen Positionen.
Von nicht minder großem Einfluß waren
Denkanstöße, die aus den sozialistischen
Staaten selbst kamen: Die Diskussionen der
„Budapester Schule“ um den ehemaligen Mi-
nisterpräsidenten Andräs Hegedüs, die von
Oskar Lange begründete „polnische Schule",
die eine führende Rolle bei der Ausarbeitung
der Wirtschaftsreformen in Osteuropa hatte
und deren Einflüsse auf die spätere Entwick-
lung der Reformüberlegungen in der ÖSSR
nicht zu übersehen sind, die „Praxis Gruppe"
in Jugoslawien, die die offizielle Theorie der
„Selbstverwaltung" konsequent weiterent-
wickelte und sich, unter politischen Druck ge-
raten, auflösen mußte, und zuletzt das Buch
von Rudolf Bahro.
Die zentrale Frage der unterschiedlichen
Gruppen und Positionen war die nach dem
„Wesen" der Sowjetunion und der mit ihr ver-
bündeten Staaten: Handelt es sich bei ihnen
um sozialistische Systeme, oder treffen die
von Marx, Engels, Lenin (für manche auch
Stalin) entwickelten Kriterien für sozialisti-
sche Gesellschaften auf sie nicht zu? Hinter
dieser Fragestellung trat diejenige nach den
konkreten Erscheinungsformen dieser Sy-
steme zurück. In mechanistischer Manier
wurden sie nur zu oft als für das Wesen die-
ser Gesellschaften nebensächlich oder gar ir-
relevant erklärt.



Nicht minder problematisch stellt sich die
Aufarbeitung der historischen Entwicklungs-
linien der Sowjetunion und der einzelnen so-
zialistischen Länder dar; ein unhistorisches
Modelldenken und die weitverbreitete Un-
kenntnis der Entwicklung in den zwanziger
und dreißiger Jahren führten auch hier zu
Pauschalisierungen, die einer genaueren hi-
storisch-empirischen Analyse kaum standhal-
ten. Der sich selbst als „real“ bezeichnende
Sozialismus wurde, je nach politischem Stand-
ort des Autors, als Spätform und Verlänge-
rung einer asiatischen oder halbasiatischen
Produktionsweise begriffen, sein Anspruch,
Sozialismus zu sein, wurde in Frage gestellt
und behauptet, der Kapitalismus sei im Be-
griff, sich in diesen Ländern zu restaurieren;
und in der Nachfolge Trotzkis erschien der
Sozialismus als bürokratisch entartet und als
„bürokratischer Staatskapitalismus" ).22

Eine große Bedeutung innerhalb der Linken
erlangte die Diskussion über die Frage, ob der
„reale Sozialismus“ eine Übergangsgesell-
schaft sei23). Die Auffassung, bei den gegen-
wärtigen sowjetsozialistischen Systemen han-
dele es sich um Gesellschaften des Über-
gangs, hat eine doppelt kritische Funktion:
Übergang verweist zum einen auf eine gesell-
schaftliche Wirklichkeit, die als noch nicht
sozialistisch begriffen wird, und er beharrt
zum zweiten auf dem Versprechen einer hu-
manen Entwicklung dieser Gesellschaften,
die erst in und durch den Sozialismus ver-
wirklicht werden kann. Von Übergangsgesell-
schaft zu sprechen bedeutet aber zugleich,
daß die Möglichkeit außer Betracht bleibt,
daß es sich um relativ konsolidierte Systeme
handelt, die sich auf ihren eigenen sozialöko-

nomischen Grundlagen entwickeln und deren
„Übergang“ zu einer qualitativ neuen, soziali-
stischen Entwicklung nicht zu erwarten ist

Im Unterschied zu Marx, auf den sich die
Vertreter dieses Ansatzes beziehen, bezeich-
net der Begriff Übergang nicht die „Diktatur
des Proletariats", sondern ein Konglomerat
verschiedener Erscheinungen, vor allem aber
gerade nicht die Herrschaft des Proletariats,
sondern die einer Minderheit (der Bürokratie,
der Staatsbourgeoisie, der Technokratie
usw.).

Wichtige Impulse auch für die „nichtmarxisti-
sche" Kommunismusforschung gingen von
den Überlegungen jugoslawischer Theoreti-
ker, die die sozialistischen Länder als etatisti-
sche Systeme analysieren, und von bürokra-
tietheoretischen und bürokratiekritischen
Ansätzen v. a. ungarischer Wissenschaftler
aus. Sie wenden sich erstens dagegen, die als
überholt angesehene Einteilung in Kapitalis-
mus versus Sozialismus/Kommunismus auf
die Sowjetunion und die anderen „sozialisti-
schen" Staaten anzuwenden, und kritisieren
zweitens den Versuch, die sozialistische Ent-
wicklungsphase mit Begriffen wie „Staatsso-
zialismus" und „Sozialismus der Selbstverwal-
tung" in zwei Typen zu unterteilen. Vielmehr
habe in allen „realen" Sozialismen der Staats-
apparat sich in eine neue herrschende Klasse
verwandelt und es sei ein neuer Typus eines
sozio-politsichen Klassensystems entstanden,
der mit den alten Kategorien nicht mehr zu
erfassen sei. Die neue, sozialistische Intelli-
genz, so lautet die zentrale Aussage bei Gy-
örgy Konräd/Ivän Szelnyi, befinde sich auf
dem Weg zur Klassenmacht24).

II. Neue Sichtweisen und Fragestellungen

Bei allen Erkenntnisfortschritten, die die Ver-
wendung von Makrokonzepten wie Moderni-
sierung, Industriegesellschaft und Konver-
genz eingebracht hat, waren damit zugleich
erhebliche Risiken verbunden und auch ihre
analytische Kraft ist begrenzt.

1. Makrokonzepte neigen zu unzulässigen
Schlußfolgerungen von Einzelerscheinungen
auf die Qualität des Ganzen.
2. Die dem Modernisierungskonzept zu-
grunde liegenden Vorstellungen von der
Welt beeinflussen das analytische Instrumen-
tarium. Die Sprache der Wissenschaft und die
kulturellen Einstellungen, die sie verbalisie-
ren, haben nicht nur einen erkenntnisfördern-
den, sondern auch einen verhüllenden Cha-
rakter. Die Vernachlässigung der Eigenarten
und spezifischen Traditionen anderer als der



entwickelten kapitalistischen Systeme durch
die Mehrzahl der modernisierungs- und indu-
striegesellschaftlichen Ansätze zeigt dies
deutlich.
3. Die vorgestellten Konzepte lassen oft nicht
deutlich werden, auf welcher Abstraktions-
ebene sie sich bewegen — dies gilt auch für
totalitarismustheoretische und marxistische
Ansätze. Die Vermischung deskriptiv-klassifi-
kalorischer und erklärender Modellannah-
men, von qualitativen und quantitativen Da-
ten oder statistischen Methoden tragen ein
übriges zur Verunsicherung bei.
Angesichts dieser Sachlage erscheint es sinn-
voller, Theorien mittlerer Reichweite für die
Analyse sozialistischer Systeme heranzuzie-
hen. Es hieße jedoch das Kind mit dem Bade
auszuschütten, wenn man sich der modemi-
sierungstheoretischen und industriegesell-
schaftlichen Ansätze nicht als heuristische
Konzepte versicherte, auch wenn sie als glo-
bale Analysemodelle nur bedingt taugen. Ei-
nige solcher Ansätze sollen in aller Kürze
vorgestellt werden.

1. Bürokratischer Sozialismus

Das Totalitarismuskonzept hatte das politi-
sche System sowjetsozialistischer Staaten als
.Einheitsverwaltung" beschrieben, deren uni-
versalistisches Ziel, alle gesellschaftlichen
Beziehungen zu durchdringen, einen über-
steigerten Herrschaftsanspruch konstituiert.
In seiner richtungweisenden Analyse des so-
wjetischen politischen Systems hat Alfred G.
Meyer die Bürokratietheorie Max Webers für
die Kommunismusanalyse fruchtbar gemacht.
Die sowjetische Bürokratie läßt seiner Mei-
nung nach viele Ähnlichkeiten mit den allge-
meinen Bestimmungsfaktoren „moderner" Bü-
rokratien in anderen Systemen erkennen. Er
sieht in ihr die umfassende und komplexe Or-
ganisation, die für die rationale, zielbewußte
und geplante Gestaltung und Kontrolle der
sozialen Beziehungen verantwortlich ist. Bü-
rokratie sei eine Begleiterscheinung und
zwingende Voraussetzung administrativen
Handelns in einer „Welt der modernen Tech-
nologie und Komplexität". Meyer nennt fünf
zentrale Aspekte der Bürokratie:
1. Eine hierarchische Kompetenz- und Be-
fehlsstruktur;
2. strukturelle Differenzierung der Verwal-
tungsorganisation;
3. Regeln und Vorschriften als charakteristi-
sche Elemente bürokratischer Rationalität;
4- strukturierte und formalisierte Informa-
tionsbeziehungen;

5. Nutzung von Sachverstand und rationalen
Qualifikationen ).25

Bürokratische Rationalität und Totalitarismus
schließen sich nach Auffassung Meyers ge-
genseitig aus. Er sieht die Bürokratieproble-
matik in engem Zusammenhang mit den hi-
storischen Bedingungen, der politischen Kul-
tur, ökonomischen und sozialen Gegebenhei-
ten sowie den Handlungsmustern und -mög-
lichkeiten der politischen Führung. Bürokra-
tieanalyse ist hier umfassende Interpretation
des sowjetischen Systems.
Eine entscheidende Rolle spielt in allen bü-
rokratietheoretischen Überlegungen die Fra-
ge, ob und inwieweit die historischen Entste-
hungsbedingungen in den sozialistischen
Ländern einen spezifischen Bürokratietypus
hervorgebracht haben. Diese Bürokratien
werden als vorübergehende Apparaturen be-
schrieben, deren Aufgaben immer mehr ver-
gesellschaftet werden müssen, die aber ge-
genwärtig noch unverzichtbar seien, sie wer-
den als der Ort beschrieben, an dem Macht
und Wissen dauerhaft zusammenfallen und
an dem die Intelligenz sich zur neuen herr-
schenden Klasse organisiert, oder sie werden
dargestellt als ein historisch neuer Typ patri-
monialer Herrschaft (Max Weber)26).
Ihr politischer Charakter und ihre soziale
Verankerung in einem parteizentralistischen
System führen dazu, daß sie sich in einem
ständigen Zwiespalt zwischen den Anforde-
rungen bürokratischer Rationalität einerseits
und dem umfassenden Gestaltungswillen und
-anspruch der Partei und deren patrimonialen
Aspirationen andererseits befinden. Dieser
Zusammenhang steht im Mittelpunkt einer
empirischen Analyse der Bürokratie sowjeti-
schen Typs.

2. Interessengruppen und Klientelismus

In einem 1966 von H. Gordon Skilling und
Franklyn Griffiths herausgegebenen Buch27)
werden Interessengruppen in der sowjeti-
schen Politik beschrieben — die Parteiappa-
ratschiki, die Wirtschaftsmanager, die Mili-
tärs, der Sicherheitsapparat usw. Anders als



frühere Analysen von Konflikten innerhalb
der politischen Führungsgruppen beschränkt
sich der Interessengruppenansatz nicht dar-
auf, diese Konflikte als bloße persönliche
Machtkämpfe zu begreifen. Vielmehr werden
sie als Ausdruck unterschiedlicher — wenn-
gleich bürokratisch verformter — gesell-
schaftlicher Interessenlagen analysiert, als
deren Exponenten die verschiedenen Prota-
gonisten agieren. Die Hauptkritik am Interes-
sengruppenansatz zielt darauf, daß diese
Gruppen keine organisatorische Kohärenz
und Repräsentativität besitzen und nicht über
die Autonomie und die Möglichkeit verfügen,
ihre Interessen in geregelten Bahnen artiku-
lieren zu können. Zudem würden Konflikte
lediglich auf der „Königsebene“, in den Spit-
zen der Machtapparaturen wahrgenommen.
Solche Konflikte müßten eher unter der Ru-
brik „bürokratische Politik“ behandelt wer-
den28). Festzuhalten bleibt, daß der Interes-
sengruppenansatz auf die „politischen Interes-
sengruppen“ und damit auf bestimmte Intelli-
genz- und Elitengruppen beschränkt bleibt.
Die Lebenswelt und die Interessenlagen der
verschiedenen Gruppen der Bevölkerung
bleiben ausgeblendet — und damit, wie die
Entwicklung der letzten Jahre zeigt, entschei-
dende Faktoren potentieller gesellschaftli-
cher Konflikte. Die polnischen Ereignisse der
Jahre 1980/81 oder die Bedeutung kirchlicher
Aktivitäten in der DDR sprechen dafür, den
Interessengruppenansatz zu erweitern, die
Entstehungsbedingungen, Rolle und Funktion
informeller Gruppen und ihr Verhältnis zu
formalisierten bürokratischen Interessen-
gruppen einer genaueren Analyse zu unter-
ziehen.
Mit der Untersuchung patrimonialer Bezie-
hungen, des Verhältnisses von Führungsper-
sonal und Klienten und den Mechanismen so-
zialer Statusvergabe wird versucht, diesem
Dilemma zu entgehen. T. Harry Rigby sieht
darin eine faktische Ergänzung der bürokra-
tietheoretischen Ansätze29). Traditionelle
Verhaltensweisen und Normen gegenseitiger
Verpflichtung und Abhängigkeit würden in
die neuen Bürokratien eingebracht und
schafften ein Geflecht informeller Beziehun-
gen.
Die stalinistische Bürokratie als Patrimonial-
bürokratie neuen Typs konstituierte nicht nur

ein neues Verhältnis zwischen Führern und
innerbürokratischen Klienten, sondern auch
andere kulturelle Verhaltensmuster zwischen
Bürokratie und gesellschaftlicher Klientel,
zwischen Eliten und Massen. Umstritten ist,
ob die nationalen Traditionen oder die ge-
meinsamen politisch-ideologischen Grundla-
gen der kommunistischen Bewegungen einen
entscheidenderen Einfluß auf die konkrete
Ausformung patrimonialer Beziehungen aus-
üben. Damit ist auch die Frage nach den Be-
stimmungsfaktoren der politischen Kultur der
sowjetsozialistischen Länder gestellt.

3. Politische Kultur
Die sozialistischen Staaten werden oft als
„Zielkulturen" begriffen, die die Legitimität
bestehender Strukturen und Prozesse elimi-
nieren oder unterminieren und sie durch
neue Muster ersetzen30). Sie enthalten eine
utopische Vorstellung von zukünftiger Ge-
sellschaft, wie sie von der Partei formuliert
werden. Dieser wgoal-culture" wird eine
„Transferkultur“ gegenübergestellt; sie stellt
die Normen zur Verfügung, die die politi-
schen Wege bestimmen, auf denen die letzten
Ziele der Gesellschaft erreicht werden sollen.
Diesen Zusammenhang hat mit anderer Ter-
minologie bereits Martin Drath im Rahmen
seines Konzepts totalitärer Herrschaft als
Durchsetzung eines neuen Wertesystems be-
zeichnet31).
Da sich auch osteuropäische Wissenschaftler
des Begriffs „Politische Kultur" bedienen, ist
die Frage um so interessanter, welches der
spezifische Charakter einer neuen politischen
Kultur kommunistischer Bewegungen vor
und nach ihrer Machtübernahme sei. A G.
Meyer kommt zu dem Ergebnis, daß die „So-
wjetkultur" in der UdSSR eine „Synthese von
marxistisch-leninistischer Kultur und russi-
cher Kultur" sei. Wichtig ist sein Hinweis, daß
kommunistische Bewegungen, ob an der
Macht oder nicht, sich „den Zwängen der Kul-
tur, innerhalb derer sie operieren", stellen
müßten. „Kommunismus kann als ein wohler-
wogener und systematischer Versuch angese-
hen werden, eine neue Kultur aufzubauen.
Jede Revolution zerstört ein altes System und
baut ein neues auf. Was den Kommunismus
von anderen gegenwärtig existierenden Sy-

3) Vgl. G. A. Almond, Communism and Political
Culture Theory, in: Comparative Politics, 15 (1983)
2, S. 127; ferner G. A. Almond/S. Verba (Ed.), The
Civic Culture Revisited, Boston 1980.
3) Vgl. M. Drath, Totalitarismus in der Volksde-
mokratie, Einleitung zu E. Richert, Macht ohne
Mandat Der Staatsapparat in der sowjetischen Be-
satzungszone Deutschlands, 2. erw. Aufl. Köln-Op-
laden 1963.



stemen oder Bewegungen zu unterscheiden
scheint, ist seine Fähigkeit, ein dauerhaftes
neues System zu etablieren, mit neuen Insti-
tutionen, mit anderen Verbindungen zur Be-
völkerung, neuen Formen der Partizipation,
mit einer neuen Autorität und anderen Me-
thoden der Legitimation — kurzum, einer
neuen Kultur.“32)
Ein von Archie Brown und Jack Gray heraus-
gegebener Sammelband über „Political Cul-
ture and Political Change in Communist Sy-
stems" zeigt recht deutlich das Dilemma die-
ses Ansatzes33). Die Autoren versuchen, das
Verhältnis zwischen dem Prozeß der politi-
schen Sozialisation und der politischen Kul-
tur, von politischer Kultur und politischen
Subkulturen, die Auswirkungen des Standes
der sozialökonomischen Entwicklung auf die
politische Kultur und schließlich das Verhält-
nis von politischer Kultur und politischem
Wandel zu ergründen. Die Bedeutung jeder
einzelnen Frage ist nicht zu übersehen," ihre
Beantwortung aber ist enttäuschend. Wenn
als Indikatoren für die Mobilisierungsfähig-
keit des Regimes die Teilnahme an Wahlen,
für den Zusammenhang von politischer Kul-
tur und politisch-sozialem Wandel der Urba-
nisierungsgrad, die industrielle Produktion,
der Anteil der Industriearbeiter, Bildungsni-
veau, die Anzahl der Autos und Waschma-
schinen und die Auflagenhöhe der Zeitungen
als Beleg angeführt werden und daraus ge-
schlossen wird, daß sich die Sowjetunion zu
einer industriellen Gesellschaft mit einer in-
dustriellen politischen Kultur entwickelt
habe, wird klar, daß neben fehlender Präzision
des Begriffs Politische Kultur seine normative
Verhaftung mit den Sichtweisen westlicher
Gesellschaften (Wahlen, Autos, Waschma-
schinen), der westlichen „civic culture" seinen
analytischen Wert erheblich mindert. Gleich-
wohl ist der heuristische Vorteil einer Nut-
zung einzelner Kategorien des political-cultu-
re-Ansatzes kaum zu übersehen. Die in allen
sozialistischen Ländern eher zunehmende
Diskussion über sozialistische Moral, das We-
sen und die Entwicklung sozialistischer Per-
sönlichkeiten, sozialistische Einstellungen
und Verhaltensweisen deutet darauf hin, daß
der zentrale Aspekt dieses Ansatzes, die rela-
tive Resistenz und Dauerhaftigkeit von „tradi-
tionellen" und neuen subkulturellen Einstel-
lungen und Verhaltensweisen, ein nicht zu
unterschätzendes Konfliktpotential in diesen

Gesellschaften bilden34). Auf die Frage nach
den Ursachen dieser Erscheinungen zu ver-
zichten hieße, sich einer zusätzlichen Mög-
lichkeit des Einblicks in den Zusammenhang
und die Funktionsweise sozialistischer Sy-
steme zu begeben.

4. Analyse von Konflikt-
und Problemlagen

Vergegenwärtigt man sich die Themen, die
die marxistisch-leninistische Soziologie und
die westlichen Beobachter in den letzten Jah-
ren in den Mittelpunkt ihrer Analyse gestellt
haben, so lassen sich diese in fünf Komplexen
zusammenfassen:
1. Die Folgen des wissenschaftlich-techni-
schen Fortschritts und der Veränderungen
der industriellen Arbeit, die Auswirkungen
neuer Technologien auf die Arbeitsbedingun-
gen und Arbeitsorganisation, die Qualifika-
tionsanforderungen und Einstellungen der
Arbeitskräfte.
2. Die sozialstrukturellen Veränderungen an-
gesichts sozio-ökonomischer Rahmenbedin-
gungen und des Einflusses wissenschaftlich-
technischer Veränderungen auf alle Lebens-
vollzüge, vor allem den Arbeitsprozeß.
3. Die Auswirkungen auf soziale Gruppen, die
— wie die Jugendlichen — noch nicht oder —
wie die Rentner — nicht mehr im Arbeitspro-
zeß stehen, und auf die Struktur und Funktion
der Familie.
4. Die Folgen für Einzelpolitiken: die Organi-
sation des Planungsprozesses, Agrarpolitik,
Regionalplanung, Kulturpolitik, Gesundheits-
politik usw.
5. Die Auswirkungen der gesellschaftlichen
und politischen Veränderungen auf das Den-
ken und Handeln der Menschen.
Sowohl die Policy-Analyse als auch eine poli-
tische Soziologie müssen bei der Untersu-
chung dieser Probleme beachten, daß es sich
1. um z. T. systemübergreifende Fragen han-
delt, die jedoch in den verschiedenen Sy-
stemen unterschiedlich gelöst werden, daß es
sich 2. um Fragen handelt, die die Struktur
der Länder des „realen Sozialismus" berühren,
da sie eng mit der gesamtgesellschaftlichen
Problemlösungskapazität dieser Länder ver-
bunden sind, und daß 3. die politischen, öko-
nomischen und ideologischen Grundlagen
dieser Länder mitreflektiert werden müssen,



da ein Großteil dieser Probleme auch Ergeb-
nisse des gesellschaftlichen Lenkungs- und
Planungsprozesses sind35).

3)6

Man kommt auch nicht umhin, sich jeweils
neu mit den Konstitutionsbedingungen der
sozialistischen Systeme auseinanderzusetzen,
mit ihren gesellschaftlichen und politischen
Zielprojektionen, mit ihren Vorstellungen ei-
ner den historischen Gesetzmäßigkeiten fol-
genden planmäßigen Entwicklung der Gesell-

schaft, ihrer Herrschaftskonzeption und den
spezifischen historischen Bedingungen und
kulturellen Traditionen, die den Prozeß des
Aufbaus des Sozialismus beeinflussen. Doch
kann hinter einer solchen Sichtweise, die sich
bemüht, systemare, regionale, historische und
kulturelle Besonderheiten ernst zu nehmen,
nicht die Einsicht verlorengehen, daß es sich
bei den angesprochenen Problembereichen
um allgemeine Fragen industrialisierter Ge-
sellschaften handelt.

III. Vergleichende Kommunismusforschung —
Probleme und Perspektiven

Unter dem Einfluß der angelsächsischen Dis-
kussion versteht sich die Kommunismusfor-
schung in den beiden letzten Jahrzehnten —
zumindest intentional — als vergleichende
Forschung. Das Schwergewicht hat sich in
dieser Zeit vom Ost-West-Vergleich oder in-
tersystemaren Vergleich (wie etwa bei Brze- 
zinski/Huntington) auf intrasystemare Ver-
gleiche des „comparative communism" verla-
gert, wobei es in aller Regel empirisch gesät-
tigte Länder- oder Regionalstudien waren, die
die empirische Basis für einen solchen Ver-
gleich lieferten.
Der Systemvergleich bietet eine Reihe von
Vorteilen, bringt aber auch erhebliche metho-
dische Probleme mit sich. Am deutlichsten
sind sie beim Ost-West-Vergleich. Die Ge-
genüberstellung der politischen Systeme, der
Struktur und Funktion des Staates, der Parla-
mente, der Rolle der Parteien, Verbände, Mas-
senorganisationen, ebenso wie der Vergleich
der normativen und rechtlichen Grundlagen
erfordert eine Antwort auf die Frage, ob die
gleichen Institutionen, Organisationen und
rechtlichen Regelungen ohne weiteres ver-
gleichbar sind, haben sie doch in den ver-
schiedenen Systemen fundamental andere
Aufgaben und Funktionen.
Vielversprechender ist da schon ein Ver-
gleich von Problemlagen, wie Fragen des öko-
nomischen Wachstums, des Umweltschutzes,
der Urbanisierung, der Stadtentwicklung usw.
Hier handelt es sich um symmetrische Proble-
me, die sich nicht zuletzt aus dem in beiden
Systemen favorisierten Konzept stetigen
Wachstums ergeben.
Es geht um die Analyse symmetrischer Pro-
bleme in einem unsymmetrischen politisch-

ökonomischen, sozialen und ideologischen
Kontext. Die bisherige Forschung krankt dar-
an, daß sie entweder den Aspekt der Symme-
trie einseitig betonte und isoliert behandelte,
wie in den modernisierungstheoretisch ge-
prägten Studien, oder aber diesen Aspekt
sträflich vernachlässigte und sich — wie die
totalitarismustheoretischen Arbeiten — auf
den politisch-ideologischen überbau konzen-
trierte. Dringliche Aufgabe der Forschung ist
die Integration beider Sichtweisen.
Einige dieser Probleme stellen sich bei intra-
systemaren Vergleichen nicht, doch bleibt
auch hier zu berücksichtigen, daß die ver-
schiedenen sozialistischen Länder Osteuro-
pas, die UdSSR, die DDR und erst recht sozia-
listische Entwicklungsländer wie China, Viet-
nam, Korea oder Kuba erhebliche Unter-
schiede im Entwicklungsstand, der Industria-
lisierung der Gesellschaft, der Kultur, der Tra-
dition und der politischen Kultur aufweisen,
die es zu berücksichtigen gilt, soll nicht der
falsche Eindruck eines monolithischen Blocks
entstehen, der in der Realität nicht vorfindbar
ist. Diese Probleme sind in der von der Sy-
stemtheorie maßgeblich beeinflußten Diskus-
sion über den Systemvergleich eher vernach-
lässigt worden. In jüngster Zeit scheint sich
hier für den Bereich der Kommunismusfor-
schung ein Wandel anzubahnen36).
In der Bundesrepublik ist die Forderung nach
einer vergleichenden Analyse der sozialisti-
schen Systeme und nach einem Ost-West- 
Vergleich am deutlichsten von Peter Chri-
stian Ludz vertreten worden; realisiert hat sie
bislang nur Klaus von Beyme mit einem um-
fassenden Werk über „Ökonomie und Politik
im Sozialismus"37). Beyme benennt drei poli-



tisch relevante Bereiche der Gesellschaft, die
Produktionssphäre, die Distributionssphäre
und die Legitimations- und Sicherungssphäre,
denen er vier Zielbereiche (Redistribution, Ef-
fizienz, Protektion, Partizipation) und be-
stimmte policies (materielle Politiken) zuord-
net. Beyme hat damit — eine freilich noch
recht abstrakte — Verkoppelung der ver-
schiedenen Bereiche der Gesellschaft, von po-
litischen Zielvorstellungen und politischen
Handlungsbereichen vorgenommen, die er für
eine vergleichende Analyse der sozialisti-
schen Systeme verwendet. Er hat in seine Ty-
pologie auch Aspekte des diese Systeme prä-
genden Selbstverständnisses und der von ih-
nen formulierten Ziele eingebracht, deren Be-
rücksichtigung notwendig ist, um die politi-
schen und sozialen Vorgänge in den soziali-
stischen Ländern bewerten zu können.
Trotz aller — letztlich wohl kaum zu beseiti-
genden — methodischen Probleme gewähr-
leistet nur eine vergleichende Sicht der sozia-
listischen Systeme die notwendige Verallge-
meinerung theoretischer Aussagen. Aus Län-
derstudien allein können sie nicht gewonnen
werden. Das Dilemma jeder vergleichenden
Untersuchung wird hier deutlich: Die fun-
dierte empirische Analyse ist Sache von Spe-

zialisten, die zwar „ihr“ Land kennen, darüber
hinaus aber nur über allgemeine Kenntnisse
verfügen. Da längerfristige Forschungspro-
jekte mit einer Vielzahl von Länderspeziali-
sten und Vertretern unterschiedlicher Diszi-
plinen nicht bestehen oder allenfalls in An-
sätzen erkennbar sind, beschränkt sich der
empirische Vergleich sozialistischer Systeme
in der Regel auf eine parallele Darstellung
von Fakten, die im günstigsten Falle von ei-
ner gemeinsamen Fragestellung strukturiert
werden.
Angesichts dieser Probleme erscheint eine
Forschungsstrategie sinnvoll und erfolgver-
sprechend, die 1. eine Fortsetzung und Inten-
sivierung empirisch fundierter area-studies
gewährleistet, die 2. stärker als bisher die
neuen und alten Konflikt- und Problemlagen
dieser Länder unter dem Aspekt ihrer sozia-
len Entstehungsursachen und ihrer politi-
schen Bewältigung thematisiert und die hoch-
entwickelte Systemanalyse durch eine inten-
sivere Policy-Analyse ergänzt und schließlich
3. auch Länder- und Regionalstudien mit ei-
ner vergleichenden Perspektive betreibt,
wohl wissend, daß die Gemeinsamkeiten der
Systeme sowjetischen Typs so groß sind wie
ihre Unterschiede.



Richard Löwenthal: Die nachrevolutionäre Ära in der Sowjetunion und in
China
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 31/84, S. 3—15

In Hinblick auf die Entwicklung der führenden kommunistisch regierten Staaten sind
zwei Hauptzüge erkennbar, die sich im geschichtlichen Verlauf verschlungen haben:
Ein Hauptzug beruht auf dem ursprünglich „totalitären“ Charakter dieser Systeme und auf
der Legitimation der Machtfülle durch ein utopisches Endziel, dessen versuchte Verwirk-
lichung immer neue „Revolutionen von oben" erfordert. Der Konflikt zwischen diesem
Versuch der Institutionalisierung der Revolution und dem unvermeidlichen Bemühen um
die wirtschaftliche Modernisierung der kommunistisch regierten Staaten hat sowohl in
der Sowjetunion wie in China zum Erlöschen der institutionalisierten Revolution geführt.
In diesem Sinne leben beide kommunistisch regierten Großmächte heute in einer nachre-
volutionären und insoweit auch nachtotalitären Ära, ohne Tendenzen zu einer Liberalisie-
rung zu zeigen. Der andere Hauptzug beruht auf der Tatsache, daß die kommunistischen
Bewegungen und Staaten zwar nicht durch ihre Ideologie auf die despotische Allmacht
eines Führers festgelegt sind, daß aber die innerparteilichen Konflikte um den Vorrang
der institutionalisierten Revolution oder der ökonomischen Modernisierung in der So-
wjetunion zur Erhebung Stalins und in China zum Versuch einer Erhebung Mao Zedongs
zum Despoten geführt haben. In beiden Ländern ist das institutioneile Primat der Partei
nach dem Tode des Despoten oder Despotie-Kandidaten wiederhergestellt worden. In bei-
den ist auch der Übergang zu einer endgültig nachrevolutionären Phase erst nach dem
Ende der despotischen oder quasi-despotischen Periode möglich geworden. In beiden ist
die Frage noch offen, wieweit die nachrevolutionäre Einparteiherrschaft die Gefahr einer
Stagnation vermeiden kann.

Siegfried Jenkner: Entwicklung und Stand der Totalitarismusforschung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 31/84, S. 16—26

Mit dem Überblick von den Ursprüngen des Totalitarismusbegriffs bis zu den gegenwärti-
gen Diskussionen soll gezeigt werden, daß dieser Forschungsbereich ein durchaus .norma-
les' Schicksal wissenschaftlicher Erkenntnis hat Er entsteht in der Zwischenkriegszeit,
weil die neuartigen Diktaturen in Rußland, Italien und Deutschland mit den Kategorien
der herkömmlichen Herrschaftsformenlehre nicht mehr angemessen erfaßt werden kön-
nen. Die Herausforderung der westlichen Demokratien durch diese neuen politischen
Systeme verschafft der Totalitarismustheorie eine zeitweilig herausgehobene Stellung in
der politischen Systemvergleichsforschung. Veränderungen des Untersuchungsgegen-
standes, Verlagerungen des Forschungsinteresses sowie neue Erkenntnisse der Detailana-
lysen bewirken den üblichen Prozeß des wissenschaftlichen Erkenntnisfortschritts: Modi-
fizierungen der Theorie, Relativierung ihrer Bedeutung, Konkurrenz mit anderen Erklä-
rungsmustern. Für ihren gegenwärtigen Stand ist bemerkenswert, daß sie sowohl in der
innersozialistischen Diskussion über die politischen Systeme des .realen Sozialismus' als
auch in der Kritik der westlichen Gesellschafts- und Staatsentwicklung wieder stärkere
Beachtung findet

Gert-Joachim Glaeßner: Neue Konzepte der Kommunismusforschung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 31/84, S. 27—39

In den letzten Jahren wird erneut darüber debattiert, mit welchen Methoden und welchen
Fragestellungen die Länder des Sozialismus sowjetischen Typs zu analysieren seien. Da
sie heute keinen kohärenten Block mehr darstellen, stellt sich die Frage, ob die zu beob-
achtende Fragmentierung und Diversifizierung des Kommunismus mit den alten Makro-
konzepten noch hinreichend genau beschrieben werden kann.
1. Der Totalitarismusansatz der fünfziger Jahre wurde in den sechziger und siebziger Jah-
ren durch eine Vielzahl „modernerer“ Ansätze abgelöst, die zugleich aber auch bean-
spruchten, allgemein gültige Aussagen über alle sozialistischen Länder machen zu kön-
nen. Diese wurden als Modernisierungsregime oder als Industriegesellschaften beschrie-
ben und es wurde eine Anpassung und Einpassung dieser Systeme an die Bedingungen
einer modernen industriellen Gesellschaft konstatiert.
2. Die mangelnde Prognosekraft dieser Theorie führte zu neuen Sichtweisen und Frage-
stellungen der Probleme wie Bürokratisierung, Aufkommen und Verhalten verschiedener
Interessengruppen, Fragen der politischen Kultur und neue Konflikte, die sich aus dem
rapiden sozialen und gesellschaftlichen Wandel ergeben.
3. In jüngster Zeit wird immer mehr die Notwendigkeit einer vergleichenden Untersu-
chung der Probleme betont, die für alle hochindustriellen Gesellschaften an Brisanz
gewinnen, für deren Lösung die verschiedenen gesellschaftlichen Systeme aber unter-
schiedliche Lösungen anbieten. Es wäre die Aufgabe der Forschung, die neuen und alten
Konfliktlagen der sozialistischen Länder unter dem Aspekt ihrer sozialen Entstehungsur-
sachen und ihrer politischen Bewältigung in einer vergleichenden Sicht zu untersuchen.
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